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Einleitung 

Christopher Street Day, CSD, Pride Parade, Gay 
oder Queer Pride – Für die vielfältigen queeren 
Demonstrationen und Paraden gibt es mittler-
weile verschiedene Namen. In über 150 Städten 
finden während der Sommermonate deutsch-
landweit Pride-Veranstaltungen statt und ziehen 
zehntausende Menschen auf die Straßen. Sie sol-
len u.a. Sichtbarkeit für queere Communities 
schaffen und queeres Leben zelebrieren. In den 
letzten Jahren hat sich die Sicherheitslage für 
queere Menschen jedoch zunehmend verschärft. 
Weltweit werden hart erkämpfte LGBTQIA+-
Rechte vermehrt in Frage gestellt, und auch in 
Deutschland häuften sich Angriffe auf queere 
Personen und Veranstaltungen.1 Im Sommer 
2024 kam es zu organisierten und offenen Angrif-
fen rechtsextremer Gruppen auf Pride-Demonst-
rationen. Das Bundeskriminalamt erfasste im Jahr 
2023 1.499 Straftaten im Bereich “Sexuelle Orien-
tierung” – ein Anstieg um 49% im Vergleich zum 
Vorjahr. Delikte gegen trans*, nicht-binäre 
und/oder inter-Personen werden erst seit 2020 
unter der Kategorie “geschlechtsbezogene Diver-
sität” gesondert erfasst. Jedoch zeigt sich auch 
hier ein drastischer Anstieg der Fälle von Hasskri-
minalität. 2022 wurden noch 417 Straftaten ge-
gen trans*, inter- und nicht-binäre Personen er-
fasst, 2023 waren es mit 854 Delikten schon mehr 
als doppelt so viele (BKA: 2024). Der Lesben- und 
Schwulenverband+ in Deutschland - Queere Viel-
falt (LSVD+)) geht außerdem von einer erhebli-
chen Dunkelziffer queerfeindlicher Straftaten 
aus. 80 bis 90% der Fälle werden entweder nicht 
angezeigt oder fälschlich eingeordnet und fielen 
daher nicht unter “Hasskriminalität”, sondern nur 
unter “Allgemeinkriminalität”. Dass nur ein 
Bruchteil queerfeindlicher Delikte angezeigt 
werde, resultiere laut LSVD+ nicht zuletzt daraus, 
dass Betroffene sich vor queer- und trans*-

_____ 

 
 
1 Wir verwenden das Kürzel LGBTQIA+ (“Lesbian, Gay, 
Bisexual, Trans, Queer oder Questioning, Inter, Ase-
xuell oder Agender, Plus”). Es wurde auch in der Be-
fragung in dieser Form verwendet. Die englische 

feindlichen Übergriffen durch die Polizei fürchten 
(LSVD+, 2024). All diese Entwicklungen werfen 
die Frage nach der Sichtbarkeit und Sicherheit 
queerer Communities in Deutschland auf. 

Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit 
CSDs hat bisher vor allem große, internationale 
Veranstaltungen in den Blick genommen. Insbe-
sondere die Arbeiten von Peterson, Wahlström 
und Wennerhag (2018) bieten umfassende Ana-
lysen der politischen und gesellschaftlichen Be-
deutung von Pride-Demonstrationen, vor allem in 
europäischen Metropolen sowie in Mexiko. Die 
CSD-Landschaft in Deutschland, vor allem in Städ-
ten mit vergleichsweise geringer Einwohner*in-
nenzahl, ist bislang wenig erforscht. Diese Studie 
beruht auf der ersten systematischen Demonst-
rationsbeobachtung eines CSDs in Deutschland 
und der ersten wissenschaftlichen Befragung von 
queeren Demonstrierenden in einer Stadt mittle-
rer Größe. 

Der CSD Marburg stellt in diesem Kontext ei-
nen besonderen Untersuchungsgegenstand dar. 
Denn obwohl Marburg mit ca. 78.000 Einwoh-
ner*innen eine Mittel- und keine Großstadt ist, 
nahmen, je nach Quelle, zwischen 3.000 und 
4.500 Personen an der Demonstration am 5. Juli 
2024 teil, womit sie als verhältnismäßig groß ein-
zuordnen ist. Außerdem gilt der CSD Marburg als 
eine der stärker politisierten Veranstaltungen 
dieser Art. In großen Städten wurden jüngst ver-
mehrt politisierte, queere Parallelveranstaltun-
gen zum klassischen CSD organisiert, um eine Al-
ternative zu den kommerziell gesponserten und 
oft als weiß-schwul-männlich dominiert wahrge-
nommenen Party-Veranstaltungen zu schaffen. 
Als firmenunabhängige, queer*-feministische, 
explizit trans*inklusive Veranstaltung, auf der 
weder polizeiliche noch parteiliche Beteiligung 
erwünscht ist, liegt also in Marburg ein CSD vor, 
der in anderen Städten wohl eher eine Alterna-
tive zum „großen“ CSD darstellen würde. Hier je-
doch ist er die Hauptveranstaltung. 

Abkürzung ist eine der international bekanntesten 
und meistgenutzten Bezeichnungen. In indirekten 
und direkten Zitaten kommen zusätzlich auch alterna-
tive Schreibweisen. 
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Die vorliegende Forschungsarbeit basiert auf 
der Befragung der Teilnehmenden des Marburger 
CSD 2024 durch eine Forschungsgruppe des Mas-
terstudiengangs „Friedens- und Konfliktfor-
schung“ an der Philipps-Universität Marburg.2 

Die zentralen Erkenntnisse sind, dass die De-
monstration eine ausgeprägte politische Ausrich-
tung hatte. Demonstrierende gaben als Motiv für 
die Teilnahme am CSD Marburg vor allem politi-
sche Gründe an und es zeigte sich eine stark poli-
tisierte Grundhaltung der Teilnehmenden. Eine 
große Mehrheit der Befragten verortete sich im 
politischen Spektrum links. Die Teilnehmenden 
der Veranstaltung war zum großen Teil studen-
tisch oder/und in einem Beschäftigtenverhältnis 
angestellt, mit hohem Bildungsabschluss ohne di-
rekte Einwanderungshistorie. Überdies zeichnete 
sich die Demonstration durch eine Pluralität 
queerer Identitäten aus: Beinahe ein Drittel der 
Befragten gab an, nicht cis-geschlechtlich zu sein, 
und über 70% zählten sich zur queeren Commu-
nity, was erheblich über dem gesellschaftlichen 
Durchschnitt liegt und auch für CSDs auffallend 
hohe Werte sind. Auffällig war zudem – und ver-
mutlich deshalb – das Spannungsverhältnis zwi-
schen Polizeipräsenz und Sicherheitsgefühl: Wäh-
rend die Polizei lediglich zur Absicherung der De-
monstration anwesend und nicht aktiv im De-
monstrationszug vertreten war, wurde ihre Prä-
senz von vielen Teilnehmenden als bedrohlich 
wahrgenommen. Zwar wurde der Marburger CSD 
insgesamt als sicherer Raum für die queere Com-
munity beschrieben. Jedoch zeigte sich, dass Poli-
zeipräsenz nicht zwangsläufig mit einem höheren 
Sicherheitsgefühl einhergeht, insbesondere bei 
Personen, die sich als queer und/oder trans* 
identifizieren. 

Die Arbeit setzt sich zum Ziel, den CSD Mar-
burg im Kontext der deutschen CSD-Landschaft zu 
verorten und die Besonderheiten dieses Stand-
orts herauszuarbeiten. Hierfür nehmen wir zu-
nächst eine Kontextanalyse vor. Diese zeigt, wel-
che gesellschaftlichen und politischen Entwickl-
ungen (wie z.B. das Erstarken rechtsextremer 
_____ 

 
 
2 Die Studierenden belegten das Forschungsseminar 
„Demonstrationsbeobachtung“ geleitet von Felix An-
derl. 

Parteien) in Deutschland jüngst Einfluss auf quee-
res Leben, CSDs und queeren Aktivismus genom-
men haben. Dafür wurden Berichte verschiede-
ner Medien analysiert, um den CSD Marburg in 
diesen Zusammenhang einzuordnen. Das metho-
dische Vorgehen für die Befragungen und die Da-
tenauswertung wird im darauffolgenden Kapitel 
detailliert erläutert. Die Auswertung verlief nach 
einer systematischen, teambasierten und stan-
dardisierten Demonstrationsbefragung, die im 
Anschluss quantitativ ausgewertet wurde. Um 
das quantitative Datenmaterial zu ergänzen, wur-
den einige Organisator*innen des Marburger CSD 
auch im Rahmen qualitativer Interviews tieferge-
hend befragt. Unseren Umgang mit forschungs-
ethischen Fragen beschreiben wir in Kapitel 4, be-
vor im fünften Kapitel des Working Papers die Er-
gebnisse der Befragung des Marburger CSDs vor-
gestellt, analysiert und interpretiert werden.  

Kontextanalyse 

Der Marburger CSD fand am Samstag, dem 6. Juli 
2024 statt und fiel damit mitten in die Hochsaison 
der deutschen CSD-Veranstaltungen (CSD 
Deutschland e.V., 2024), in der Pride-Demonstra-
tionen auch medial aufgenommen und diskutiert 
wurden. Der Kontext einer Demonstration 
könnte auf verschiedene Weisen erforscht wer-
den. Wir haben uns für eine flankierende Medi-
enanalyse entschieden. Diese geht zwar weniger 
in die Tiefe als andere Methoden, aber sie zeigt 
verlässlich auf, welche Themen im Zeitraum be-
sonders öffentlichkeitswirksam diskutiert wurden 
und somit die Erfahrung und Rezeption des CSD 
mit beeinflussten. Basierend auf 62 Artikeln zu 
deutschen CSDs, die zwischen Mai und August 
2024 in verschiedenen deutschen Zeitungen und 
Zeitschriften veröffentlicht wurden, wird der me-
diale Kontext im Folgenden zusammenfassend 
dargestellt. Der Schwerpunkt liegt auf den am 
häufigsten genannten Themen, namentlich der 
Berichterstattung zu Rechtsextremismus, Polizei 
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und Sicherheit, Nahost-Konflikt sowie der Grund-
gesetzänderung zum Verbot der Diskriminierung 
aufgrund sexueller Orientierung. 

Analysiert wurden Die Welt und die BILD, die 
als politisch rechts einzuordnen sind, sowie die 
konservative Frankfurter Allgemeine Zeitung 
(FAZ) und die Oberhessische Presse. Darüber hin-
aus wurden Artikel der liberalen Süddeutschen 
Zeitung (SZ), und der Tageszeitung (TAZ), der Ber-
liner Wochenzeitung Jungle World und dem femi-
nistischen Missymagazin einbezogen, die dem 
politisch linken Spektrum zugeordnet werden. Ar-
tikel aus dem rechtsextremen Compact Magazin 
werden ebenfalls aufgegriffen.  

„[D]as Erstarken rechtsextremer Parteien“ ist 
ein Thema, das „der queeren Community gerade 
besonders unter den Nägeln brenn[t]» (Schröder, 
2024). Rechtsextremismus, rechte Mobilisierung 
und ihre Konsequenzen für queere Menschen, 
aber auch für die Gesellschaft als Ganzes wurden 
medial besonders häufig thematisiert. 

Die Sorge vor weiteren Wahlerfolgen rechts-
konservativer Parteien der im gleichen Jahr statt-
findenden Kommunal- und Landtagswahlen und 
in der Konsequenz der Abbau queerer Rechte 
wurden zentral in der Berichterstattung der CSDs 
thematisiert (Nölken, 2024; RND, 2024). Die AfD 
und andere rechte Parteien hatten bereits 2023 
in den Kommunalwahlen (z.B. Landrats-
wahl/Kreiswahl in Sachsen) Wahlerfolge verbucht 
(Wasenmüller, 2024). Es zeigt sich quer durch die 
Berichterstattung ein klares Bild, dass gestärkte 
Rechtsextreme «immer offener und aggressiver 
gegen LSBTIQ* vorgehen» (Scheiwe, 2024). Ver-
schiedentlich wird berichtet, dass Gewalt, Über-
griffe, Sachbeschädigungen, Hetze und weitere 
Formen der Hasskriminalität gegen queere Men-
schen in den letzten Jahren stark zugenommen 
haben (Schröder, 2024; Conrad, 2024; RND, 2024; 
Scheiwe, 2024). Rechtsextreme Parteien wie «die 
Heimat» (ehemals NDP), ihre Jugendorganisation 
«Junge Nationalisten» und die Gruppierung «El-
blandrevolte» entfalten mit anti-queerer Hetze 
ein hohes Mobilisierungspotential (Wasenmüller, 
2024). Dennoch und deswegen sind in den letzten 
drei Jahren in Ostdeutschland viele CSDs in länd-
lichen Regionen entstanden (Conrad, 2024; Oh-
lendorf, 2024). Bundesweit haben 2023 so viele 
CSDs wie nie zuvor stattgefunden (über 140), 
«darunter auch in zahlreichen kleineren Städten» 

(Scheiwe, 2024). 

Viele CSDs standen dementsprechend 2024 
nicht nur im Zeichen der Manifestierung queerer 
Identitäten und damit verknüpfter Forderungen 
nach mehr politischen Rechten, sondern setzen 
die zunehmende Gefahr von Rechts sowie für 
„die Demokratie als Ganzes“ (Beug, 2024) in den 
Fokus. Die Mottos der CSDs zeugen von der Aus-
weitung des Themenumfangs, der auch medial 
aufgegriffen wurde: „Nur gemeinsam stark – Für 
Demokratie und Vielfalt“ rahmte etwa den CSD 
Berlin 2024 (Schröder, 2024), «Die Menschen-
würde ist unantastbar, auch in Bautzen» denjeni-
gen einer sächsischen Kleinstadt, «Vereint in Viel-
falt – Gemeinsam gegen Rechts“ den Münchner 
CSD (RND, 2024a) oder «Für Menschenrechte. 
Viele. Gemeinsam. Stark“ den CSD in Köln (RND, 
2024b). Damit knüpften die CSDs an die Großde-
monstrationen gegen Rechtsextremismus Anfang 
des Jahres an (Wasenmüller, 2024). 

Besondere mediale Aufmerksamkeit erhielt 
der CSD im sächsischen Pirna, da der neue, par-
teilose und AfD-nahe Oberbürgermeister die Tra-
dition beendet hatte, zum internationalen Tag ge-
gen Homophobie die Regenbogenfahne vor dem 
Rathaus zu hissen. Daraufhin brachte die evange-
lische Kirche die Regenbogenfahne an der Stadt-
kirche gegenüber dem Rathaus an. Der Oberbür-
germeister verglich die Fahne mit der Haken-
kreuzflagge, was «deutschlandweit Empörung» 
auslöste und queere Gruppen sowie deutsche 
Prominente dazu bewegte, landesweit für den 
CSD in Pirna zu mobilisieren (Rietzschel, 2024; 
Röhnsch, 2024).   

Verschiedentlich berichten Zeitungen von ei-
ner Kampagne auf den sozialen Netzwerken, die 
unter dem Hashtag „Stolzmonat“ queerfeindliche 
Aussagen und Symbolik verbreitete (Röhricht, 
2024; Daldrup, 2024). Angestoßen wurde diese 
vor wenigen Jahren von Bewegungen der Neuen 
Rechten und von neonazistischen Parteien. Der 
niedersächsische Verfassungsschutz ordnete 
«Stolzmonat» im Juli 2024 als «rechtsextremisti-
scher Kampfbegriff» ein, qualifizierte die Kam-
pagne als demokratiefeindlich und einen Verstoß 
gegen das deutsche Grundgesetz (Daldrup, 2024). 
Liberal-konservative sowie linke Zeitungen teilten 
diese Einschätzungen (Röhricht, 2024; Bernstein, 
2024). Auf rechts-konservativer Seite wurde je-
doch Bezug auf juristische Fachpersonen 
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genommen, die den „Stolzmonat“ durch den 
Schutz der Meinungsfreiheit gedeckt sehen und 
die Aufklärungsarbeit des niedersächsischen Ver-
fassungsschutzes als Kompetenzüberschreitung 
werten (Daldrup, 2024). 

Auch die Themen Sicherheit und Polizei tau-
chen in der Berichterstattung zu den CSDs 2024 
häufig auf. Sie bezieht sich zumeist auf Maßnah-
men zum Schutz der CSD-Teilnehmer:innen sowie 
auf die Rolle der Polizei als Sicherheitsinstanz und 
Gegenstand kritischer Diskussionen. 

Die Polizei war an vielen CSDs anwesend, um 
bei aufkommenden Störungen vor Ort zu sein. Sie 
musste verschiedentlich deeskalierend eingreifen 
sowie rechte Gegendemonstrationen fernhalten, 
um Eskalationen zu vermeiden (Nölken, 2024; 
TAZ, 2024; Welt Online, 2024a; Welt Online, 
2024b; Welt Online, 2024c; Wasenmüller, 2024). 
In Städten wie Köln und Berlin, wo die größten 
CSDs Deutschlands stattfanden, aber auch in 
Dresden wurden umfassende personelle, pro-
zessuale und räumliche Sicherheitsvorkehrungen 
getroffen, um queerfeindliche Angriffe zu verhin-
dern (Oberhessische Presse, 2024c; Wasenmül-
ler, 2024; Welt Online, 2024b). Berichte über zu-
nehmende Beleidigungen, Bedrohungen und An-
griffe bei CSDs warfen die Frage auf, ob die Ver-
anstaltungen ausreichend geschützt und Einsatz-
kräfte angemessen geschult seien (Oberhessische 
Presse, 2024c). Kritik kam unter anderem aus 
Dresden, wo Organisationen wie Queer Pride und 
die Presseschutzorganisation die Anzahl der Ein-
satzkräfte als unzureichend bewerteten (Wasen-
müller, 2024). 

Die Polizei erhielt auch Lob für ihre Bemühun-
gen. In Bautzen beschrieb Jonas Löschau, Stadtrat 
der Grünen, die Zusammenarbeit mit der Polizei 
insgesamt als positiv (Wasenmüller, 2024). In 
Hannover wurden Bundespolizist*innen für ihre 
sensiblen Verhaltensregeln im Umgang mit CSD-
Teilnehmer*innen hervorgehoben, die unter an-
derem die Nutzung der gewählten Pronomen und 
Namen der Teilnehmenden umfassten (BILD Ber-
lin, 2024a). Ebenso gab es positive Berichte über 
friedliche CSD-Demonstrationen ohne besondere 
Vorkommnisse (Mooser, 2024; Oberhessische 
Presse, 2024a). 

Neben innenpolitischer und sicherheitsbezo-
genen Thematiken haben auch weltpolitische 

Konflikte bei den diesjährigen CSDs in Deutsch-
land eine Rolle gespielt. Der anhaltende Krieg in 
Gaza, ausgelöst durch die Eskalation nach dem 
Angriff der Hamas am 7. Oktober 2023 sowie die 
damit verbundenen, als potenziell genozidal ein-
gestuften Kriegsverbrechen Israels, haben auch 
innerhalb der queeren Szene in Deutschland zu 
Reaktionen geführt, was in den Medien vielfach 
aufgegriffen wurde. Die linke Szene teilt sich in ih-
rer Haltung zu Israel und Palästina (Stieneker, 
2024). Dies spiegelte sich auf den verschiedenen 
Pride Marches wider. Bei einer ‚Queers for Pales-
tine‘-Demonstration in Berlin gingen laut Polizei-
angaben 4700 Teilnehmende für den „antikoloni-
alen, antirassistischen und antikapitalistischen 
Freiheitskampf“ auf die Straße (Oberhessische 
Presse, 2024f). Einige Medien, insbesondere aus 
dem rechten und sogenannten „antideutschen“ 
Spektrum bewerten dabei Äußerungen als Hetze 
gegen Israel (Stieneker, 2024). In Berlin seien 
etwa „Sprechchöre und antisemitische Parolen“ 
Teil des Dyke* March gewesen (Welt Online, 
2024d). Die aufgeheizte Atmosphäre spiegelt sich 
in den teilweise verunglimpfenden Labels der me-
dialen Berichterstattung. Personen, die Solidari-
tät mit Palästina zeigten, wurden beispielsweise 
als „Israel-Hasser“ bezeichnet (BILD Berlin, 
2024b). Die Organisator*innen des East Pride 
Berlin, welcher unter dem Motto ‚Homos sagen ja 
zu Israel‘ stattfand, sahen Israels Existenzrecht 
bedroht und bedauerten, dass einige queere 
Menschen in Deutschland von der Hamas als Be-
freiungsbewegung sprächen (Stöver, 2024). 

Ein weiteres Schwerpunktthema, welches in 
der medialen Berichterstattung ausgemacht wer-
den konnte, betrifft die Forderung nach einer Er-
gänzung des Artikel 3 des Grundgesetzes. “(D)ie 
Veranstalter des CSD appellieren an die Politik, 
den Schutz queerer Menschen ins Grundgesetz 
aufzunehmen“ (FAZ, 2024). Aktuell heißt es in Ar-
tikel 3 unter anderem, „niemand darf wegen sei-
nes Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner 
Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Her-
kunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder po-
litischen Anschauungen benachteiligt oder bevor-
zugt werden. Niemand darf wegen seiner Behin-
derung benachteiligt werden” (Die Bundesregie-
rung, o.D.). Hier sollte ergänzt werden, dass “au-
ßerdem niemand ‚wegen seiner sexuellen Identi-
tät’ diskriminiert werden dürfe” (FAZ, 2024). Auf 
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dem CSD in Berlin werden darüber hinaus Forde-
rungen gestellt: „Der CSD ist nicht nur eine laute 
und fröhliche Veranstaltung, sondern stellt auch 
politische Forderungen. Die Veranstalter*innen 
des CSDs appellierten an die Politik, den Schutz 
queerer Menschen ins Grundgesetz aufzuneh-
men.“ (Oberhessische Presse, 2024g). Auch beim 
CSD in Köln spielte die Forderung nach einer 
Grundgesetzänderung eine Rolle, was medial auf-
gegriffen wurde. „Mehrere Politikerinnen und Po-
litiker und Prominente haben bei der CSD-De-
monstration in Köln vor einem Abbau von Rech-
ten queerer Menschen gewarnt“ (Oberhessische 
Presse, 2024d).   

In Bezug auf Marburg berichtete die OP so-
wohl im Vorhinein als auch im Nachhinein aus-
führlich über den achten Marburger CSD, der am 
06. Juli 2024 stattfand. So schrieb sie einige Tage 
vorher über den bevorstehenden CSD: „Erneut 
gehen Menschen, die nicht ganz in das gängige 
heteronormative und binäre Weltbild passen, auf 
die Straße, um sich sichtbar zu machen, aber auch 
um auf Probleme aufmerksam zu machen, die die 
Community betreffen“ (Oberhessische Presse, 
2024b). Im Nachgang des CSD schätzte die OP die 
Teilnehmendenzahl auf etwa 3000 (Oberhessi-
sche Presse, 2024b). 

Methode 

Ziel dieser Arbeit ist es herauszufinden, wer wie 
und warum am CSD teilnimmt und  wodurch sich 
der Marburger CSD im speziellen auszeichnet. 
Dazu wurde zunächst eine quantitative Befragung 
auf dem CSD in Marburg durchgeführt.  Durch 
spätere qualitative Interviews mit dem Veranstal-
tungsteam des CSDs sollten tiefere Einsichten in 
den Planungs- und Aushandlungsprozess gewon-
nen werden. Der Mehrwert dieser Methodentri-
angulation liegt insbesondere in dem erhöhten 
Erkenntnisgewinn sowie in der Vergleichbarkeit 
der quantitativen und qualitativen Ergebnisse 
(Wintzer 2016: 260). 

Die zuvor identifizierte Forschungslücke bil-
dete die Grundlage für die Zielsetzung, das De-
monstrationsverhalten der Teilnehmer*innen auf 
dem Marburger CSD zu erfassen. Es gilt anzumer-
ken, dass die erhobenen Daten keinen Anspruch 
darauf erheben, das Demonstrationsverhalten 

von Teilnehmer*innen auf CSDs deutschlandweit 
abzubilden. Vielmehr sollen die durch Befragung 
generierten Daten eine Grundlage bieten, in Zu-
kunft Vergleiche zu anderen CSDs in Deutschland 
ziehen zu können. Die Daten geben Einblick in Be-
darfe, Meinungen und Gefühlslagen innerhalb 
LGBTQIA+-Community  abseits der Metropolen, 
die bisher die CSD-Forschung dominierten. 

Den Untersuchungsgegenstand der quantitati-
ven Forschung bildeten Teilnehmer*innen des 
Marburger CSDs, der am 6. Juli 2024 stattfand 
und an dem konservativ geschätzt 3.000 Perso-
nen teilnahmen (Schneider und Richter, 2024). 
Der Fokus wurde bei der Befragung auf die Moti-
vation zur Teilhabe und eventuelle Vorerfahrung 
gelegt. Außerdem wurde durch die Befragung die 
politische Einstellung der Teilnehmer*innen so-
wie etwaiges aktivistisches Verhalten untersucht. 
Zudem wurde die demografische Zusammenset-
zung des Marburger CSDs in Erfahrung gebracht, 
wobei Geschlecht, Herkunft, persönlicher Hinter-
grund, Bildungsabschluss etc. erfragt wurden. 
Des Weiteren wurde mit der Befragung ange-
strebt, die Einstellung der Teilnehmer*innen ge-
genüber queer-spezifischen Themen wie die 
Sichtbarkeit der Interessen der LGBTQIA+-Com-
munity in Deutschland und der Charakteristik des 
CSDs zu ermitteln. 

232 Teilnehmer*innen wurden persönlich an-
gesprochen, um in Form eines Kurzinterviews 
oder über einen individualisierten QR-Code an 
der Befragung teilzunehmen. 115 Personen nah-
men daran teil, davon 50 Personen in den Kurzin-
terviews vor Ort. Dies entspricht einer Gesamt-
rücklaufquote von 49.6 Prozent. Die Rücklaufquo-
ten für die direkte Befragungen sowie die QR-
Codes betragen 61.7 beziehungsweise 43.0 Pro-
zent. Teilnehmende mussten als CSD-Partizipie-
rende erkennbar sein sowie Deutsch verstehen 
und sprechen können, was für 9 Personen ein  
Grund zur Nichtteilnahme war. 

Die Befragung wurde von zwei Gruppen mit je-
weils sechs Personen durchgeführt. Die Intervie-
wer*innen setzten sich aus einer Gruppe von Stu-
dierenden der Friedens- und Konfliktforschung 
zusammen, die ein Forschungsseminar zur De-
monstrationsbeobachtung belegten. In diesem 
Rahmen wurde im Vorhinein diskutiert, wie die 
CSD-Teilnehmenden angemessen angesprochen 
und befragt werden können. Darüber hinaus 
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wurde der Ablauf der Befragung sowie der finale 
Fragebogen gemeinsam besprochen, um unter 
anderem die Dauer der Befragung einzuschätzen. 
Die Auswahl der Teilnehmenden der Befragung 
orientierte sich an dem Vorgehen von della Porta 
et al. (2014, S. 319f.), welches wiederum auf der 
Methode “Caught in the act of Protest” basiert 
(Klandermans et al, 2011, S. 257 f.). Beiden Grup-
pen von Interviewer*innen wurde zusätzlich ein 
sogenannter Pointer, das heißt, eine Person, die 
die zu befragenden Personen nach einem Zufalls-
prinzip auswählt, zugeteilt (vgl. della Porta et al., 
2014, S. 320). Typischerweise entstehen bei De-
monstrationszügen Reihen, in denen sich die 
Menschen fortbewegen. Diese informelle Struk-
tur bietet die Möglichkeit, durch die Reihen hin-
weg jeweils Personen abzuzählen (vgl. della Porta 
et al., 2014, S. 319 f.). Nach diesem Prinzip wurde 
jede vierte Person für die Befragung ausgewählt 
und die Interviewer*innen den zu Befragenden 
zugewiesen.  Da Pointer die Befragten nicht selbst 
ansprechen mussten, sind sie in Bezug auf die 
Auswahl der Interviewpartner*innen weniger 
voreingenommen als die Interviewer*innen 
selbst (vgl. Peterson et al., 2018, S. 233). 

Eine Interviewer*innengruppe startete am 
Anfang und eine am Ende des Demonstrationszu-
ges, sodass sie aufeinander zuliefen (vgl. della 
Porta et al., 2014, S. 321). Den Demonstrations-
teilnehmer*innen wurde im Wechsel entweder 
ein Interview oder ein Flyer mit einem QR-Code 
für eine Onlinebefragung angeboten. Die Kombi-
nation aus verschiedenen Befragungsmethoden, 
Face-to-face-Interviews und Onlinebefragung mit 
Zugang per QR-Code stellt ein erprobtes Verfah-
ren dar, welches andere Forschungsgruppen be-
reits in ähnlicher Form angewandt haben (vgl. 
della Porta et al., 2014; Peterson et al., 2018; 
2018a; Daphi et al., 2021). Außerdem dient sie 
dem Ziel der breiteren Abdeckung, sodass umfas-
sendere Daten gesammelt werden können. Wenn 
ein direktes Interview abgelehnt wurde, erhielten 
die Personen einen Flyer mit einem einmalig ver-
wendbaren QR-Code. Es wurde jeweils darum ge-
beten, die QR-Codes nicht weiterzugeben, um die 
Zufälligkeitsmethode der Erhebung nicht zu ver-
fälschen. Teilnehmende, die von sich aus erbaten, 
ein Interview zu geben, mussten aus demselben 
Grund abgelehnt werden. Während der Redebei-
träge, die sowohl vor als auch an mehreren 

Stationen während des CSDs gehalten wurden, 
führten die Befragenden keine Interviews durch. 
Während der Schlusskundgebung wurden nur 
QR-Codes verteilt und keine Interviews durchge-
führt. 

Der teilstandardisierte Fragebogen war in fünf 
inhaltliche Blöcke, einen Block zur Abfrage von 
soziodemographischen Daten sowie der abschlie-
ßenden Möglichkeit für Feedback aufgeteilt. Da-
bei wurde mit geschlossenen Fragen, Item-Abfra-
gen, Skalen sowie offenen Fragen gearbeitet, die 
aus der letzten Allbus Umfrage (GESIS - Leibniz-
Institut für Sozialwissenschaften, 2023) über-
nommen und durch relevante queer- und CSD-
spezifische Fragen ergänzt wurden. Auch wurden 
Kontrollfragen eingefügt, um Antworttendenzen 
oder Effekte sozialer Erwünschtheit zu vermei-
den.  

Der erste Block der Befragung (Block A) diente 
dazu, die Motivation der Befragten für ihre Teil-
nahme am CSD sowie mögliche vorherige Erfah-
rungen auf CSD- und anderen Demonstrations-
veranstaltungen zu erfassen. Durch die neutralen 
und größtenteils offen gestellten Fragen zu Be-
ginn sollte ein leichter Einstieg geschaffen sowie 
dazu beigetragen werden, dass sich die Teilneh-
menden schnell an die Befragungssituation ge-
wöhnen. 

Darauf folgte im zweiten Abschnitt (Block B) 
die Abfrage politischer Einstellungen und des ei-
genen (gesellschaftlichen) Engagements.  Im Kon-
text der politischen Ausrichtung des CSD (Block C) 
wurde dies ergänzt durch die Einschätzung der 
politischen und gesellschaftlichen Repräsentation 
von LGBTQIA+ Themen und Interessen.  

Da der folgende Frageblock sensible Fragen 
zur Identität der Teilnehmenden enthielt, wurde 
diesem eine Consent-Abfrage durch die intervie-
wende Person vorangestellt. Wenn die Teilneh-
menden trotzdem mit diesem Abschnitt fortfah-
ren wollten, sollten sie zunächst in zwei geschlos-
senen Fragen angeben, inwiefern sie sich als Teil 
der queeren Community sehen und inwiefern sie 
sich (a) mit anderen Personen auf der Demonst-
ration und (b) mit einer der organisierenden 
Gruppen oder Organisationen identifizieren. Da-
ran schlossen zwei offene Fragen an, in denen die 
Befragten gebeten wurden (a) ihre sexuelle Ori-
entierung und (b) ihre Geschlechtsidentität zu 
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beschreiben. Die sexuelle Orientierung wurde da-
bei wie folgt definiert: „Ihre sexuelle Orientierung 
beschreibt, zu Personen welchen Geschlechts Sie 
sich romantisch oder sexuell hingezogen fühlen. 
Beispiele für sexuelle Orientierungen können u.a. 
homo-, bi-, hetero-, oder asexuell sein.“ Ge-
schlechtsidentität beschreibt „[…], welchem Ge-
schlecht [man] sich unabhängig von körperlichen 
Merkmalen oder gesellschaftlichen Zuschreibun-
gen zuordne[t]. Beispiele für verschiedene Ge-
schlechtsidentitäten sind u.a. cis-, trans*-, age-
schlechtlich oder nicht binär.“ Die offene Frage-
stellung wurde dabei bewusst gewählt, um den 
Teilnehmenden die Möglichkeit zu geben, ihre se-
xuelle und geschlechtliche Identität frei zu be-
schreiben und zu vermeiden, die Antwortmög-
lichkeiten durch Vorgaben zu stark „vorzudefinie-
ren“. Zuletzt wurden die Befragten in diesem Ab-
schnitt gebeten auf einer Likert-Skala von 1 (über-
haupt nicht) bis 5 (sehr) anzugeben, wie wohl sie 
sich fühlen, über (a) ihre sexuelle Identität und (b) 
ihre geschlechtliche Identität mit jeweils (1) dem 
familiären Umfeld, (2) dem freundschaftlichen 
Umfeld und (3) im beruflichen Umfeld zu spre-
chen. 

Im Teil E wurden die Teilnehmenden unter an-
derem gefragt, wie sicher sie sich auf der Veran-
staltung oder auf dem Weg zum CSD gefühlt ha-
ben. Hinzu kam die Frage danach, wie die Anwe-
senheit von Personen auf dem CSD, die nicht Teil 
der LGBTQIA+ Community sind, empfunden 
wurde. Zuletzt wurden die Befragten gebeten, 
ihre Zustimmung zu einer Reihe von Aussagen 
wie „Ich fühle mich auf dem CSD komplett sicher“ 
oder „Polizeiliche Präsenz auf dem CSD gibt mir 
ein Gefühl von Sicherheit.“ anzugeben. 

Block F der Erhebung beinhaltete die Abfrage 
diverser demografischer Daten. Er enthielt neben 
Fragen zum Alter, Einkommen und Wohnort so-
wie dessen Größe in Einwohnerzahlen auch Fra-
gen zum Geburtsort, dem Geburtsort der Eltern, 
dem Ort an dem Kindheit und Jugend verbracht 
wurden sowie Fragen zur aktuellen beruflichen 
Tätigkeit und dem Bildungsgrad der 

_____ 

 
 
3 Dieser Treff richtet sich an alle trans*, inter*, nicht-
binären, agender Personen und alle questioning Per-
sonen im Queeren Zentrum Marburg. Questioning 

Teilnehmenden. 

Das Forschungsinteresse und der Fragebogen 
wurden über einen Kontakt des Forschungsteams 
im Plenum des Marburger t*i*nqa -Treff3 vorge-
stellt. Nach anfänglicher Zurückhaltung und Skep-
sis machten einige Teilnehmende nach Ende des 
offiziellen Plenums Verbesserungsvorschläge und 
auch kritische Anmerkungen gegenüber Formu-
lierung und Wortlaut mancher Fragen, welche in 
die Überarbeitung des Fragebogens eingeflossen 
sind. Zuletzt wurde Kontakt zum Organisations-
team des Marburger CSD24 geknüpft und die For-
schungsidee sowie der vorläufige Fragebogen 
vorgestellt. Dieses Vorgehen wurde positiv aufge-
nommen. Es folgte ein Treffen zwischen Mitglie-
dern des Organisationsteams des Marburger 
CSD24 und Forschungsteam, bei dem Formulie-
rungen des Fragebogens erörtert wurden. Ände-
rungsvorschläge fanden Eingang in die abschlie-
ßende Version des Fragebogens. 

Zur Auswertung der mittels der Software Li-
meSurvey generierten Daten wurde das Statistik-
programm Jamovi genutzt. Nicht vollständig aus-
gefüllte Fragebögen wurden entfernt, wodurch 
sich die Anzahl von 115 verwertbaren Antwortbö-
gen ergab. Im Zuge der Analyse wurden einige 
textbasierte Antworten in Zahlen übersetzt, um 
diese quantitativ nutzbar zu machen. Somit konn-
ten die Daten anschließend beschrieben und wei-
tergehend analysiert werden. Zusammenhänge 
wurden durch die Berechnung linearer Regressio-
nen ermittelt. Um Unterschiede zwischen ver-
schiedenen Gruppen statistisch zu untersuchen, 
konnten keine t-Tests verwendet werden, da die 
Varianzhomogenität und Normalverteilung der 
Daten nicht konstant gegeben waren. Stattdes-
sen wurde hierzu der Yuen-Welch-Test ange-
wandt, welcher Extremwerte der Verteilungen 
trimmt und somit für annähernde Normalvertei-
lungen sorgt. 

Wie eingangs erwähnt, wurden nach Ab-
schluss der quantitativen Datenerhebung qualita-
tive Interviews mit drei Personen des 

(also fragend) sind alle Menschen, die die eigene Ge-
schlechtidentität befragen. 
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Organisationsteams des Marburger CSD durchge-
führt. Der dafür konzipierte Leitfragebogen fo-
kussierte sich auf allgemeine Aspekte der Organi-
sation, des Politikverständnisses sowie der Si-
cherheit und Polizeipräsenz auf dem Marburger 
CSD. Die Interviews ergänzten die quantitativen 
Befragungsdaten. Zudem wurden die Daten dem 
CSD-Organisationsteam präsentiert und Feed-
back eingeholt, das Eingang in die finale Auswer-
tung fand. 

Forschungsethik 

Im Rahmen der Vorbereitung auf die bevorste-
hende Demonstrationsbeobachtung verschob 
sich unser Fokus mehrmals aus forschungs-ethi-
schen Abwägungen, was im Folgenden transpa-
rent gemacht wird. Zunächst richtete sich das For-
schungsinteresse auf CSDs im ländlichen Raum. 
Dort, so die Vorannahme, wären Demonstratio-
nen übersichtlicher und daher in einer kleinen 
Forschungsgruppe besser zu untersuchen. Außer-
dem interessierte die Gruppe, wie sich kleine 
CSDs von den großen (und besser erforschten) 
Paraden unterscheiden würden. In Anbetracht 
der Tatsache, dass CSDs auch das interne Com-
munity-building unterstützen sollen, mussten wir 
unsere Forschungsabsichten und Vorgehenswei-
sen allerdings mit den Interessen und Bedürfnis-
sen der „Beforschten“ abgleichen, um dem Prin-
zip „Do no harm“ zu entsprechen. Denn Demonst-
rationen sind nicht nur ein Auftritt einer Gruppe 
nach außen, sondern dienen auch der Stärkung 
einer Gemeinschaft nach innen, etwa in der Ent-
wicklung einer kollektiven Identität (della Porta & 
Diani, 2006). Dies gilt für CSDs ebenso wie für an-
dere Demonstrationen. Im ländlichen Raum, wo 
queer-freundliche Strukturen möglicherweise 
weniger stark ausgebaut und queere Personen 
daher (z.B. durch mangelnden Schutz bei höherer 
Sichtbarkeit) heftigeren Konsequenzen durch Dis-
kriminierung ausgesetzt sein könnten als in gro-
ßen Städten, ist dieses gemeinschaftsbildende 
Moment von besonderer Bedeutung. So liegt die 
Vermutung nahe, dass solche queere Veranstal-
tungen dort intimer, aber auch vulnerabler sein 
könnten. Und obwohl sich die Teilnehmer*innen 
einer Demonstration bewusst sein müssen, dass 
sie von Außenstehenden gesehen und ggf. er-
kannt werden, bestanden berechtigte Bedenken 

darüber, ob die Präsenz einer Forschungsgruppe 
das Sicherheitsgefühl der Demonstrierenden ne-
gativ beeinflussen könnte - insbesondere dort, 
wo bislang noch keine oder nur sehr wenige und 
kleine CSDs stattgefunden haben. So kamen wir 
zum Schluss, es bestehe die Gefahr, dass sich Teil-
nehmende der Demonstrationen angesichts der 
Beobachtung unwohl und wie reine Forschungs-
objekte fühlen könnten. Auch nach langen Dis-
kussionen ließen sich diese Befürchtungen nicht 
in Gänze ausräumen. In der Konsequenz fiel die 
Entscheidung der Gruppe aus forschungsethi-
schen Gründen gegen die Beobachtung kleiner 
CSDs im ländlichen Raum – und für den Marbur-
ger CSD. Dieser konnte sich bereits über mehrere 
Jahre etablieren und gehört zu den übersichtli-
chen, wenngleich nicht kleinen Pride-Events.  

Um etwaige Vulnerabilitäten und spezifische 
Bedarfe bzw. „No-Gos“ zu erfahren und mit unse-
rer Forschung keine unintendierten Konsequen-
zen zu erzeugen, klärten wir das Vorhaben mit 
den Organsiator*innen der Demonstration detail-
liert ab. Auch der Fragebogen wurde frühzeitig an 
die Organisator*innen weitergegeben, um Frage-
stellungen auf problematische Formulierungen 
oder Begriffe zu prüfen. Wir haben dahingehend 
detailliertes Feedback zu erhalten, was nicht nur 
eine ethische Komponente hatte, sondern auch 
dazu führte, dass mehr Teilnehmende sich adres-
siert fühlen konnten, was die Validität der Ergeb-
nisse erhöht. Zum Beispiel waren differenzierte 
Bezeichnungen für verschiedene Gender und se-
xuelle Identitäten wichtig, um allen Teilneh-
mer*innen die Chance zu geben, sich wiederzu-
finden und nicht nur unter „sonstige“ klassifiziert 
zu werden, was sowohl die Aussagekräftigkeit der 
Daten als auch das Wohlbefinden der Teilneh-
menden geschmälert hätte. Hier gehen For-
schungsethik und Datenpräzision also Hand in 
Hand. Neben den demografischen Fragen um-
fasste der Fragebogen auch persönliche Items be-
züglich der (queeren) Identitäten und Positionie-
rungen der Befragten, die ausdrücklich über-
sprungen werden konnten. Zu Beginn des CSD 
wurde unsere Umfrage von den Organisator*in-
nen vom Lautsprecherwagen aus bekanntge-
macht. Unser Team war mit Namensschildern klar 
erkenntlich. Während der Reden und anderen 
Beiträge führten wir keine Live-Interviews, um 
den Ablauf nicht zu stören. 
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Die im Anschluss durchgeführten qualitativen 
Interviews mit den Organisator*innen des CSD 
dienten in ähnlicher Weise sowohl dazu, die 
quantitativen Daten zu ergänzen und tieferge-
hende Hintergründe, Motivationen und  Heraus-
forderungen der queeren Szene in Marburg näher 
beleuchten und eventuell sicherheitsrelevante 
Befunde zu identifizieren. Die Zusammenarbeit 
mit dem Organisationsteam des CSD über die ge-
samte Dauer des Forschungsprojektes hinweg er-
wies sich als überaus hilfreich. Die Rücksprache 
mit den Organisator*innen sensibilisierte die For-
schungsgruppe und schaffte eine Vertrauensba-
sis, welche sich auch für die Tiefgründigkeit der 
qualitativen Interviews als enorm wichtig erwies. 
Damit nicht nur die Forschungsgruppe von den 
Erkenntnissen der Umfrage profitierte, wurden 
die Ergebnisse der quantitativen Datenauswer-
tung an das CSD-Team in einer extra anberaum-
ten Präsentation weitergegeben. 

Ergebnisse 

Im folgenden Kapitel werden die Ergebnisse der 
Befragung präsentiert. Diese werden durch das 
Heranziehen der Ergebnisse der qualitativen In-
terviews ergänzt.  

Motivation und (Vor-)Erfahrungen bei 
CSDs 

Zunächst wurde untersucht, wie oft die Befragten 
in der Vergangenheit an CSDs, sowie an Demonst-
rationen im Allgemeinen teilgenommen haben. 
77 % der Befragten gaben an, bereits zuvor an ei-
nem CSD teilgenommen zu haben. Außerdem war 
die Mehrheit der Befragten in der Vergangenheit 
oft auf weiteren Demonstrationen. 31% gaben 
an, in ihrem Leben vorher 1–5-mal auf einer De-
monstration gewesen zu sein und weitere 64% 
waren bereits sechs oder bis zu mehr als 20-mal 
auf einer Demonstration. 70% der Teilnehmer*in-
nen waren außerdem in den letzten 12 Monaten 
bei 1–5 Demonstrationen. Es handelt sich bei den 
Befragten also mehrheitlich um eine mit dem De-
monstrieren vertraute Gruppe. 

 

Abb. 1: Antworten auf die Frage “wie oft haben Sie in 

der Vergangenheit an einer Demonstration teilgenom-

men?” 

Anschließend wurden die Teilnehmer*innen 
gefragt, mit wem sie den CSD besuchen. Fast alle 
Befragten nahmen in Begleitung am CSD teil: 80% 
gaben an, mit Freund*innen, 27% mit ihren Part-
ner*innen, 20% mit Kolleg*innen und 5% alleine 
gekommen zu sein.  

Politische Einstellung & Aktivismus 

Hinsichtlich gesellschaftspolitischer Einstellungen 
ergibt sich ein klares Bild: Eine Mehrheit von 40% 
der Befragten gab an, Die Linke wählen zu wollen, 
wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahlen 
gewesen wären. Dem folgen mit 26% Bündnis 
90/Die Grünen. 19% haben bei der Frage ‚Sonsti-
ges‘ angekreuzt. 5% würden die SPD wählen, 2% 
die CDU und jeweils 1% die FDP und die AFD. Die 
Menschen, die ‚Sonstiges‘ stimmten, hatten die 
Möglichkeit, eine offene Antwort zu geben. Hier 
wurden unterschiedliche Kleinparteien wie Die 
Partei, Letzte Generation, Volt, Mera25, Tier-
schutzpartei und weitere angegeben. 
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Abb. 2: Antworten auf die Frage “Wenn am nächs-
ten Sonntag Bundestagswahl wäre, welche Partei 
würden Sie wählen?” 

Nun wurden die Teilnehmer*innen gefragt, 
wie oft sie sich auf einer Skala von 1 (überhaupt 
nicht) bis 5 (sehr) mit ihren Freund*innen, Ver-
wandten und Kolleg*innen über Politik unterhal-
ten. Hierbei gaben 44% „ziemlich oft” (4) an und 
37% gaben „etwas“ (3) an. Damit unterhält sich 
der Durschnitt etwas bis (ziemlich) oft in ihrem 
Umfeld über Politik (MW: 3,5; M:4). Generell 
zeigte unsere Befragung eine hohe Politisierung 
unter den Teilnehmenden. Dies zeigte sich in 
mehreren Fragen durch politische Awareness, 
aber auch ein relativ hohes Gefühl politischer 
Selbstwirksamkeit und Verantwortung. Viele Teil-
nehmer*innen beteiligten sich in den letzten 12 
Monaten an verschiedenen politischen Aktivitä-
ten. 11% gaben an, eine*n Politiker*in oder 
eine*n Vertreter*in der Verwaltung kontaktiert 
zu haben, 48% haben eine Petition oder öffentli-
chen Brief unterzeichnet, 21% einer politischen 
Organisation oder Gruppierung Geld gespendet, 
56% boykottierten bestimmte Produkte, 48% ha-
ben ein Abzeichen einer Kampagne oder Gruppie-
rung getragen oder irgendwo angebracht, 44% 
machten in den Sozialen Medien auf ein politi-
sches Anliegen aufmerksam, 24% nahmen an ei-
nem Streik teil und knapp 10% nahmen an einer 
direkten Aktion, wie z.B. Blockaden, Besetzungen 
oder zivilen Ungehorsam teil. Nur 12% gaben an, 
an keiner der Aktivitäten innerhalb der letzten 12 
Monate beteiligt gewesen zu sein. 

Ähnliches spiegelt sich auch bei der Frage nach 
der Wahlbeteiligung: 80,9% gaben an, bei der 
letzten Bundestagswahl gewählt zu haben, wo-
hingegen 19,1% dies verneinten. Ein Großteil der 
Befragten wählte nach eigenen Angaben Bündnis 

90/Die Grünen bei der letzten Wahl (40 Teilneh-
mer*innen, 46.51%). An zweiter Stelle trat Die 
Linke, für die 27 Teilnehmende (31.4%) stimmten. 
7 Teilnehmende wählten die SPD, 4  wollten keine 
Angabe zu ihrer letzten Parteiwahl machen, und 
jeweils ein*e Teilnehmende*r (1.16%) wählte die 
AfD und CDU/CSU. Es zeigt sich eine linke Orien-
tierung, wobei eine deutliche Bewegung von 
„grün“ zu „links“ zu verzeichnen ist. Auch der 
durchschnittliche Wert der politischen Selbstein-
ordnung auf einer Skala von 0,  „ganz links”, bis 
10,  „ganz rechts”, der Protestteilnehmenden 
zeigt mit 2.57 eine eher linke Selbsteinordnung.  

Die große Anzahl der Befragten stimmte mit 
42.7% (47 Teilnehmer*innen) der Aussage zu, 
dass die meisten Politiker*innen viele Verspre-
chungen machen würden, aber dann nichts tun 
würden, „ziemlich” zu. Eine moderate Zustim-
mung („etwas“) äußerten 30 % der Befragten, 
während 17,3 % der Aussage „sehr“ zustimmten. 
Der Mittelwert der Zustimmungen liegt bei 3.67 
und stützt, ebenso wie der Median und Modal-
wert, die überwiegend skeptische Haltung der Be-
fragten gegenüber der Versprechungen von Poli-
tiker*innen. Eine klare Mehrheit der Befragten 
stimmt der Aussage „Ich sehe keinen Sinn darin 
zu wählen, die Parteien tun ohnehin was sie wol-
len” jedoch „überhaupt nicht” zu (61.40%).  

Der Aussage „Mit meinem Engagement kann 
ich die Politik in diesem Land beeinflussen“ 
stimmte der größte Teil der Befragten (39.13%) 
„etwas“ zu, für 31.30% der Befragten war eine 
„ziemliche“ Zustimmung zu verzeichnen. Knapp 
ein Fünftel war der Meinung, dass das eigene En-
gagement „sehr” viel Einfluss auf die Politik 
Deutschlands hat, wohingegen ein kleinerer Teil 
von 10,4% (12 Befragte) vom Einfluss durch das 
eigene Handeln „eher nicht” überzeugt war. Le-
diglich eine Person stimmte der Aussage „über-
haupt nicht” zu.  

Diese Tendenz verstärkt sich noch in Anbe-
tracht der Frage nach kollektivem politischem En-
gagement. Der Mittelwert von 4,05 deutet darauf 
hin, dass die durchschnittliche Demonstrierende 
„ziemlich” davon überzeugt ist, dass Bürger*in-
nen, wenn sich diese zusammenschließen, viel 
Einfluss auf politische Entscheidungen in 
Deutschland nehmen können. Dementsprechend 
sind 46,1% „ziemlich” überzeugt, während 
31,30% der Aussage „sehr” zustimmen. 19.1% 
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stimmen der Aussage „etwas” zu. Lediglich 3,5% 
(4 Stimmen) stimmten „eher nicht” und keiner 
der Befragten „überhaupt nicht” zu.  

Ein erheblicher Teil der Befragten unterstützte 
die Ansicht,“wenn sich Menschen aus verschiede-
nen Ländern zusammenschließen, können sie viel 
Einfluss auf die internationale Politik nehmen”. 
39,4 % stimmten der Aussage „ziemlich“ zu, wäh-
rend 28,07 % „voll und ganz“ zustimmten. Zudem 
zeigte ein weiterer Anteil von 23,68 % eine mode-
rate Zustimmung. Nur 8,77 % der Befragten lehn-
ten die Aussage ab, was auf eine geringe Skepsis 
gegenüber der Wirksamkeit der Beteiligung an in-
ternationalen politischen Prozessen hinweist. 

Inhaltlich zeigen sich die Teilnehmenden in 
vielen Feldern progressiv, auch über typische 
Themen des CSD hinaus. Ein großer Anteil der Be-
fragten lehnte etwa die Aussage ab, dass das 
Wirtschaftswachstum in der Zukunft gefördert 
werden sollte, selbst wenn dies die Umwelt be-
laste. 54,39% gaben an, „überhaupt nicht“ damit 
einverstanden zu sein, während 39,47% sich für 
die Kategorie „eher nicht“ entschieden. 

Die Umfrageergebnisse zeigen eine nahezu 
vollständige Ablehnung der traditionellen Rollen-
verteilung, bei der der Mann arbeiten und die 
Frau sich um Haushalt und Kinder kümmern soll. 
Eine überwältigende Mehrheit von 97,35 % der 
Befragten lehnt diese Vorstellung mit der Aus-
wahl-Option “überhaupt nicht” entschieden ab. 
Lediglich 2,65% äußern eine eher ablehnende 
Haltung („eher nicht“). Keiner der Befragten 
sprach sich für „traditionelle“ Geschlechterrollen 
aus. 

 

Abb. 3: Antworten auf die Aussage “Es ist für alle Betei-

ligten viel besser, wenn der Mann voll im Berufsleben 

steht und die Frau zu Hause bleibt und sich um den 

Haushalt und die Kinder kümmert.” 

Es lässt sich außerdem eine klare Unterstüt-
zung für die Aussage beobachten, dass die Regie-
rung Maßnahmen ergreifen sollte, um die Ein-
kommensungleichheit zu verringern. Eine über-
wältigende Mehrheit von 68,42 % der Befragten 
stimmt „sehr“ zu, während 26,32 % „ziemlich“ zu-
stimmen. Nur 4,39 % zeigen eine moderate Zu-
stimmung mit „etwas“, und lediglich 0,88 % leh-
nen die Aussage mit „eher nicht“ ab. Diese Ergeb-
nisse verdeutlichen eine starke Präferenz für so-
zialpolitische Maßnahmen, die auf eine größere 
Einkommensgleichheit abzielen. 

Die Mehrheit der Befragten lehnte die Aus-
sage ab, dass Ausländer*innen in Deutschland ih-
ren Lebensstil stärker an den der Deutschen an-
passen sollten. 36,61% stimmten „überhaupt 
nicht“ und 44,64% „eher nicht“ zu. Zustimmung 
zu dieser Aussage äußerten nur wenige, mit je-
weils 1,79% in den Kategorien „ziemlich“ und 
„sehr“, während 15,18 % der Aussage „etwas“ zu-
stimmten.  Die Befragten zeigten zudem Unter-
stützung bzgl. der Frage, ob Menschen aus ande-
ren Ländern nach Deutschland kommen und hier 
dauerhaft leben dürfen. Eine Mehrheit von 75,89 
% stimmt der Aussage voll und ganz zu, was auf 
eine sehr offene Haltung gegenüber Migration 
hindeutet. Weitere 17,86% stimmen ebenfalls zu, 
allerdings in etwas abgeschwächter Form. Nur 
5,36% stimmen der Aussage in geringem Maße 
zu, während lediglich eine Person (0,89 %) ableh-
nend reagierte. 

Die Einschätzungen zum Vertrauen in die Bun-
desregierung (noch „Ampel-Koalition“) ergab 
eine insgesamt zurückhaltende Meinung. 44,04% 
geben an, ein mittleres Vertrauen zu haben, wäh-
rend 22,94% ein eher starkes Vertrauen  äußern. 
Etwa ein Viertel der Befragten zeigt jedoch leichte 
Skepsis. Weniger als 5% der Teilnehmer*innen 
bringen großes Vertrauen („sehr“) zum Ausdruck, 
und 3,67% geben an, überhaupt kein Vertrauen in 
die Bundesregierung zu haben. 

Die Angaben zum Vertrauen in den Bundestag 
zeigen eine ebenfalls skeptische Haltung. 44,23 % 
der Befragten geben an, ein mittleres Vertrauen 
(„etwas“) in den Bundestag zu haben, während 
25,96 % der Institution „eher nicht“ vertrauen. 
Ein gewisses Vertrauen („ziemlich“) wird von 
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22,12 % der Befragten geäußert. Lediglich 3,85% 
bringen ein starkes Vertrauen zum Ausdruck, und 
ebenso viele Befragte geben an, überhaupt kein 
Vertrauen in den Bundestag zu haben. 

Zurückhaltend oder neutrale zeigen sich auch 
die meisten gegenüber politischen Parteien. Fast 
die Hälfte (48,62%) bringt den Parteien ein mode-
rates Vertrauen entgegen, während 25,69% an-
geben, ihnen „eher nicht“ zu vertrauen. Ein ge-
wisses Maß an Vertrauen („ziemlich“) äußern 
17,43%. Völliges Misstrauen wird von 6,42% ge-
äußert, und nur eine kleine Minderheit von 1,83% 
hat großes Vertrauen in politische Parteien. 

Die Befragten bewerten die Europäische 
Union insgesamt überwiegend positiv. 39,09% 
der Befragten geben an, ein moderates Vertrauen 
(„etwas“) in die EU zu haben. Weitere 30,91% äu-
ßern ein relativ starkes Vertrauen („ziemlich“). 
Gleichzeitig stehen 20,00% der EU eher skeptisch 
gegenüber. Nur 7,27% der Befragten bringen ein 
starkes Vertrauen zum Ausdruck, während ledig-
lich 2,73% völliges Misstrauen angeben. 

Die Ergebnisse zum Vertrauen in die Vereinten 
Nationen zeigen ein überwiegend moderates 
Meinungsbild. Mit 41% äußert der größte Anteil 
der Befragten ein mittleres Vertrauen, während 
30 % den UN „eher nicht“ vertrauen. Ein relativ 
großes Vertrauen äußern hingegen 22% der Be-
fragten, während nur 3% ein ausgeprägtes Ver-
trauen haben. Völliges Misstrauen wird von 4% 
geäußert. 

Das Vertrauen in die Polizei wurde von den Be-
fragten unterschiedlich bewertet, wobei sich so-
wohl positive als auch kritische Einschätzungen 
zeigen. 27,93% äußern ein mittleres Vertrauen, 
während 24,32% der Polizei skeptisch gegenüber-
stehen. Ein überraschend hoher Anteil von 
23,42% der Befragten gab an, überhaupt kein 
Vertrauen in die Polizei zu haben. Auf der ande-
ren Seite zeigen 18,02 % ein deutliches Ver-
trauen, und 6,31 % äußern ein großes Vertrauen. 
Die Daten machen deutlich, dass sich die Meinun-
gen über die Polizei auf verschiedene Positionen 
verteilen, wobei ein gewisser Grad an Skepsis und 
Misstrauen dominanter ist als Vertrauen. Den-
noch gibt es eine nennenswerte Gruppe, die der 
Polizei positiv gegenübersteht. 

 

Abb. 4 : Antworten auf die Aufforderung “Geben Sie 

bitte jeweils an, inwieweit Sie der Einrichtung bzw. In-

stitution vertrauen: Polizei” (1 = überhaupt nicht; 5 = 

sehr) 

In Bezug auf das Vertrauen in die etablierten 
Massenmedien ergab sich keine klare Antwort-
tendenz (der Durchschnitt lag mittig). Ein ähnli-
ches Muster zeigt sich auch in der aktuellen Zu-
friedenheit mit der Demokratie. Die häufigste 
Antwort ist „ziemliche“ Zufriedenheit, ein durch-
schnittlicher Wert von 3,32 verdeutlicht jedoch 
die Gespaltenheit der Stichprobe in dieser Hin-
sicht. 

Ein weiterer Teil der Untersuchung war die 
Frage nach ehrenamtlichen Tätigkeiten. 44% der 
Teilnehmenden gab an, in den letzten 12 Mona-
ten keine ehrenamtliche Aktivität ausgeübt zu ha-
ben. Die häufigsten Antworten waren die Teil-
nahme in queeren Organisationen (14,8%), Ju-
gendorganisationen (13%), Sport- oder kulturel-
len Organisationen (12,2%), Studierendenorgani-
sationen (10,4%) und feministischen Organisatio-
nen (9,5%). Mehrfache und freie Antworten wa-
ren möglich, sodass die Befragten alle ihre ehren-
amtlichen Organisationen angeben konnten.  

Politische Ausrichtung des CSD 

Im folgenden Teil der Befragung geht es um die 
politische Ausrichtung des CSDs, sowie der Ge-
genüberstellung vom CSD als Party versus als po-
litische Veranstaltung.  

Eine Frage galt dem Zugang nach LGBTQIA+-
Beratungsangeboten. Die Umfrage zeigt, dass ein 
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Großteil der Befragten Zugang zu LGBTQIA+-Be-
ratungsangeboten hat: 71,8% der Befragten ga-
ben an, dass an ihrem Wohnort Programme oder 
Institutionen existieren, die Beratung zu 
LGBTQIA+-Themen anbieten. 18,2% gaben an, 
dass solche Angebote nicht vorhanden sind, wäh-
rend 10,0% unsicher waren. 

In Bezug auf die Frage, ob Politiker*innen die 
Interessen der LGBTQIA+ Community angemes-
sen vertreten, zeigten die Ergebnisse ein skepti-
sches Bild: 41,4 % stimmten der Aussage „eher 
nicht“ zu, während 34,6 % die Interessenvertre-
tung mittig bewerteten. Nur 6,7% bzw. 0,96% sa-
hen die Interessen als „ziemlich“ oder „sehr“ ver-
treten an.  

Abb. 5 : Antworten auf die Frage “Denken Sie, dass die 

derzeitigen Politiker*innen die Interessen der 

LGBTQIA+ Community in Deutschland angemessen ver-

treten?” (1 = überhaupt nicht; 5 = sehr) 

Die Ergebnisse der Umfrage zeigen eine klare 
Präferenz für Parteien des linken Spektrums beim 
Einsatz für die Rechte der LGBTQIA+-Community: 
40% der Befragten betrachten „Die Linke“ als die 
Partei, die sich am meisten für LGBTQIA+-Rechte 
einsetzt, gefolgt von Bündnis 90/Die Grünen mit 
22%. Ein Viertel der Befragten gab an, nicht sicher 
zu sein. Andere Parteien wie die FDP (1%) und die 
SPD (2%) wurden nur selten genannt. 4,8% der 
Teilnehmenden gaben an, dass „keine Partei“ die 
Rechte der LGBTQIA+-Community vertritt. 

 

 

Abb. 6 : Antworten auf die Frage “Welche politische 

Partei setzt sich Ihrer Meinung nach am meisten für die 

Rechte der LGBTQIA+ Community in Deutschland ein?” 

Die Umfrage zeigt, dass 41% der Befragten der 
Aussage „Ich persönlich gehe vor allem zum Fei-
ern auf den CSD“ mit „eher nicht“ zustimmen. 
Weitere 25,5% gaben an, dass diese Aussage „et-
was“ auf sie zutrifft. 18,2% stimmten „überhaupt 
nicht“ zu, während 12,73% die Aussage „ziem-
lich“ und lediglich 2,7% mit „sehr“ bejahten. Die 
Ergebnisse verdeutlichen, dass das Feiern auf 
dem CSD für die Mehrheit der Befragten nicht der 
Hauptgrund für die Teilnahme ist. Diese Daten 
decken sich mit den Zielen des Organisations-
teams des Marburger CSDs, die aus der qualitati-
ven Befragung hervorgingen. So äußerte sich 
eine*r Organisator*in wie folgt:  

„Was auch besonders wichtig für den CSD 
selber war, dass er in erster Linie ein politi-
scher CSD ist, der natürlich auch als Kno-
tenpunkt für Feiern und schöne Gefühle da 
sein kann, aber [...] in erster Linie eine po-
litische Demonstration ist.” 
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Abb. 7 : Antworten auf die Aussage “Ich persönlich 

gehe vor allem zum Feiern auf den CSD.” (1 = über-

haupt nicht; 5 = sehr) 

Unterstrichen wird diese Tendenz durch die 
Antworten auf die Frage, wie politisch sie den CSD 
als Event einschätzen. So bewertete eine Mehr-
heit der Befragten (38,3%) den CSD als „ziemlich“ 
und 28% als „sehr” politisches Event. 24,3% 
stimmten „etwas“ zu und nur 9,6% sahen den 
CSD als nicht besonders politisch an. 

Anhand der qualitativen Daten lässt sich die-
ses Antwortverhalten auf verschiedene Faktoren 
zurückführen. Zum einen wurde eine politische 
Ausrichtung des Marburger CSDs im Jahr 2024 
forciert. Dies zeigt beispielsweise folgende Ant-
wort auf die Frage, warum der CSD als politisch 
wahrgenommen wurde:  

“Ich glaube, dass das [...] daher kommt, 
dass wir als Orga [...] gesagt haben, dass 
wir politisch sein wollen und [sich] das 
dann natürlich auch einfach rumspricht.” 

Diese gewollte politische Ausrichtung des 
Marburger CSDs kann die allgemeine Bewertung 
des CSDs als politisches Event erklären. Zum an-
deren wurde in den qualitativen Interviews aber 
auch die Handlungsfähigkeit bei CSDs in kleineren 
Städten wie in Marburg, betont. Durch diese 
könne politischen Themen mehr Raum gegeben 
werden:  

"Es [hat] erheblich zu spät angefangen [...], 
dass CSDs anfingen, richtig politisch zu 
werden. Und das ist kein Wunder, dass das 
ausgerechnet in kleineren Städten 

passiert, wo es halt nicht irgendwie eine 
Gruppe aus alten weißen schwulen Män-
nern ist, die halt wie in München eine 
GmbH gegründet haben, die den CSD aus-
richtet. Da kommst du [...] nicht rein von 
außen. [...] in kleineren Städten aber 
schon. [... D]a kannst du noch richtig [...] 
Sachen kommunizieren, die auch ankom-
men.” 

Diese Möglichkeit, die beispielsweise dem 
Marburger CSD durch äußere Rahmenbedingun-
gen gegeben ist, kann also auch als Erklärung für 
die Wahrnehmung der Teilnehmer*innen dienen. 
Die politische Charakteristik entstehe nach dem 
Organisationsteam aber auch aus einem Gefühl 
der Notwendigkeit:  

“Ich glaube, dass [...] viele [...] CSDs in klei-
neren Städten aus einer Notwendigkeit 
heraus entstehen. Und die Notwendigkeit 
ist halt leider oft Diskriminierungserfah-
rungen, Gewalterfahrungen [...]. Und da-
mit ist [...] ein gewisser Schwerpunkt schon 
gesetzt. Also wenn ich das Gefühl habe 
[...], ich muss mich jetzt mit anderen Leu-
ten verbinden, [...] ich muss mich vernet-
zen und wir müssen sichtbar sein und un-
sere Ziele auf die Straße tragen, dann ist 
das Ziel vielleicht eher nicht [...]: wir wollen 
eine fette Party machen.” 

Diese Aussage zeigt deutlich, dass Diskriminie-
rungserfahrungen im Zusammenhang mit einer 
Politisierung von CSDs stehen. Da diese Korrela-
tion auch beim Marburger CSD von dem Organi-
sations-Team beobachtet wurde, kann davon 
ausgegangen werden, dass diese ebenfalls die 
Wahrnehmung der Teilnehmer*innen prägte. 

Gleichzeitig gaben 51% der Befragten an, dass 
CSDs im Allgemeinen in ihren Augen „etwas“ an 
ihrem kritischen und radikalen Charakter verlo-
ren haben, was darauf hindeutet, dass die Teil-
nehmer*innen den CSD in seinem Kern als ein po-
litisches Event wahrnehmen, jedoch auch die Auf-
fassung teilen, dass dieser Aspekt bei CSDs etwas 
nachgelassen hat und die Paraden etwas von ih-
rem konfrontativen Protest-Charakter verloren 
haben. Dennoch sieht eine klare Mehrheit (80 %) 
den CSD als wichtiges Event, um die Sichtbarkeit 
zu fördern und Aufmerksamkeit auf die politische 
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Agenda der LGBTQIA+ Community zu lenken. Eine 
Minderheit von 15% stimmte dieser Aussage nur 
„etwas“ zu. 

Abb. 8 : Antworten auf die Aussage “CSDs haben heut-

zutage ihren kritischen und radikalen Charakter verlo-

ren.” (1 = überhaupt nicht; 5 = sehr) 

Die Beteiligung von Unternehmen an CSDs wird 
tendenziell kritisch gesehen: 24,2% der Befragten 
sahen diese als „ziemlich“, und 22,2% als „sehr“ 
problematisch an. 26,3% stimmten der Aussage 
„etwas“ zu. Noch deutlich kritischer sahen die Be-
fragten die Nutzung von CSDs als Marketingplatt-
formen für Unternehmen.  

Abb. 9: Antworten auf die Aussage “CSDs sind zu einer 

Marketingplattform für Unternehmenssponsor*innen 

geworden, die sich nicht wirklich für die Rechte und die 

Gleichstellung der Community einsetzen.“ (1 = über-

haupt nicht; 5 = sehr) 

Im Gegensatz dazu waren die Meinungen zur 
Verwendung von LGBTQIA+-Symbolen in der 

Werbung von Marken und Unternehmen wäh-
rend des Pride-Monats unter den Befragten am-
bivalent: 18,2% fanden die Verwendung der Sym-
bole „eher nicht“ gut, während eine relative 
Mehrheit die Nutzung „etwas“ (38,5%) befürwor-
tete. Ein ähnlich großer Anteil der Befragten 
stimmte der Aussage „sehr“ (13,5%) oder „ziem-
lich“ (21,2%) zu. Lediglich neun Befragte (8,7%) 
fanden die Verwendung der LGBTQIA+-Symbolen 
„überhaupt nicht“ gut. Insgesamt wird die Einbin-
dung von LGBTQIA+-Anliegen in kommerzielle Ak-
tivitäten von den Befragten unterschiedlich be-
wertet, wobei Unternehmensbeteiligung beim 
CSD und Werbung im Pride-Month ambivalent 
beurteilt werden, aber die Nutzung des CSDs als 
Marketingplattform kritische Stimmen hervor-
ruft.  

Größere CSDs werden von einem erheblichen 
Teil der Befragten nicht bevorzugt: Die Ergebnisse 
zeigen, dass die Mehrheit keine Präferenz für 
„große“ CSDs hatte.  

Abb. 10 : Antworten auf die Aussage “Ich gehe lieber 

auf große CSDs.” (1 = überhaupt nicht; 5 = sehr) 

Eine Mehrheit der Befragten stimmten zudem 
der Aussage, dass die CSDs in großen Städten zu 
reinen Party-Events verkommen zu. Für 23,2% 
der Befragten traf diese Aussage „eher nicht“ zu, 
für 6,1% „überhaupt nicht“. 
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Abb. 11 : Antworten auf die Aussage “Die CSDs in gro-

ßen Städten verkommen zu einem reinem Party-

Event.” (1 = überhaupt nicht; 5 = sehr) 

Diese Tendenz zeigt sich auch in den qualitativen 
Daten, wie folgende Aussage zeigt: 

“Es [ist], glaube ich, einfach so ein Kontrast 
zu vielen anderen, insbesondere großen 
und etablierten CSDs, [...] das ist irgendwie 
einfach eine riesen Party. Und das ist also 
erstmal komplett ohne das zu werten, aber 
es ist null politisch, also, oder jedenfalls 
sehr oberflächlich” 

Angesichts dessen, dass die Teilnehmer*innen 
CSDs in großen Städten eher als Party-Events be-
werten, CSDs aber v.a. als politische Veranstal-
tung besuchen, lässt sich die Bevorzugung von 
CSDs in kleinen Städten erklären. Dies wird auch 
in folgender Aussage sichtbar: 

“Die großen CSD werden als so wenig poli-
tisch wahrgenommen, dass diejenigen, die 
tatsächlich demonstrieren wollen, einfach 
ihre eigenen Sachen machen.” 

 Es zeigt sich ein klares Bild der Demonstrie-
renden in Marburg, die Inhalte dem Spektakel 
vorziehen. In diesem Kontext kann auch die breite 
Mehrheit interpretiert werden, die sich mehr Bil-
dungsangebote in Bezug auf LGBTQIA+-Themen 
wünscht. Eine klare Mehrheit der Befragten 
(70,6%) fühlte sich durch die Schulbildung „über-
haupt nicht“ ausreichend über queere Themen 
informiert.  

Abb. 12 : Antworten auf die Aussage “Ich fühle mich 

durch meine Schulbildung ausreichend über queere 

Themen informiert.” (1 = überhaupt nicht; 5 = sehr) 

Befragt nach ihrer Ansicht zur Diversität der 
CSDs gaben 47,6% an, dass diese „ziemlich“ divers 
sind, weitere 30% sahen sie als „sehr“ divers an. 
10,7% bzw. 11,7% stimmten dieser Aussage „eher 
nicht“ oder nur „etwas“ zu.   

Gleichzeitig sehen 44,6% der Befragten be-
stimmte Gruppen als nicht ausreichend am CSD 
repräsentiert. Genannt wurden insbesondere BI-
PoC, Menschen mit Behinderung und queere 
Menschen mit Migrationshintergrund. Dies deu-
tet auf die Wahrnehmung hin, dass der CSD nicht 
alle Teile der LGBTQIA+-Community gleicherma-
ßen repräsentiert. Allerdings sind 55,4% der Be-
fragten der Meinung, dass es keine Gruppen gibt, 
die nicht ausreichend auf dem CSD vertreten wer-
den.  

Zusammenfassend ist eine ambivalente Wahr-
nehmung der politischen Ausrichtung des CSDs zu 
verzeichnen. Einen Aufschluss über die Vielfalt 
der Identitäten auf dem CSD gibt der nächste Ab-
schnitt.  

Identität 

Nun behandeln wir Fragen der Identität aus Sicht 
der befragten Demonstrierenden. Von diesen ga-
ben 78% an, sich als Teil der queeren Community 
anzusehen, während sich 10,1% dieser nicht zu-
gehörig fühlen. 11,9% gaben in Antwort auf die 
Frage nach der Zugehörigkeit zur queeren Com-
munity an, dass sie sich unsicher sind. 
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Auf die Frage, wie sehr sich die Teilnehmen-
den mit den anderen Personen auf der Demonst-
ration identifizieren, gab nur eine Person über-
haupt nicht“ an, 1,8% „eher nicht“, 29,4% „et-
was“, 38,5% „ziemlich“ und 29,4% „sehr“. Die 
Antworten auf die Frage nach der Identifikation 
mit einer der organisierenden Gruppen oder Or-
ganisationen fielen anders aus: 4,4% der Befrag-
ten gaben hier „überhaupt nicht“, 19,8% „eher 
nicht“, 38,5% „etwas“, 26,4% „ziemlich“ und 
10,9% „sehr“ an. Somit ist die Identifikation unter 
den Befragten mit den anderen Personen auf der 
Demonstration leicht höher als die mit organisie-
renden Gruppen und Organisationen. 

In der Frage danach, wie wohl sich Personen 
fühlen, offen über ihre sexuelle Orientierung zu 
sprechen, wurde zwischen familiärem, freund-
schaftlichem und beruflichem Umfeld unterschie-
den. 

Im familiären Umfeld gaben 3,7% der Befrag-
ten an, sich „überhaupt nicht“ wohl zu fühlen, 
über ihre sexuelle Orientierung zu sprechen, wäh-
rend 23,9 % angaben, sich „eher nicht“ wohl zu 
fühlen. 15,6 % fühlen sich „etwas“ wohl, und 29,4 
% fühlen sich „ziemlich“ wohl. 27,5 % der Befrag-
ten gaben an, sich „sehr“ wohl zu fühlen, offen 
über ihre sexuelle Orientierung zu sprechen. 

Im freundschaftlichen Umfeld fallen die Ergeb-
nisse anders aus: Nur 1,8% fühlen sich „eher 
nicht“ wohl, und niemand gab an sich „überhaupt 
nicht“ wohl zu fühlen.  

Im beruflichen Umfeld fällt das Bild erneut ge-
mischter aus. 6 % fühlen sich „überhaupt nicht“, 
und 23% „eher nicht“ wohl.  

Die Ergebnisse verdeutlichen, dass sich die Be-
fragten im freundschaftlichen Umfeld am wohls-
ten fühlen, gefolgt vom familiären Umfeld. Im be-
ruflichen Kontext herrscht insgesamt ein ge-
mischtes Bild, wobei hier mehr Personen ange-
ben, sich unwohl zu fühlen, als in den anderen 
Kontexten. 

 

 

 

 

 

Abb. 13 : Antworten auf die Frage „Wie wohl fühlen Sie 

sich, in Ihrem familiären Umfeld offen über Ihre sexu-

elle Orientierung zu sprechen?” (1 = überhaupt nicht; 5 

= sehr) 

Abb. 14 : Antworten auf die Frage „Wie wohl fühlen Sie 

sich, in Ihrem freundschaftlichen Umfeld offen über 

Ihre sexuelle Orientierung zu sprechen?” (1 = über-

haupt nicht; 5 = sehr) 
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Abb. 15 : Antworten auf die Frage „Wie wohl fühlen Sie 

sich, in Ihrem beruflichen Umfeld offen über Ihre sexu-

elle Orientierung zu sprechen?” (1 = überhaupt nicht; 5 

= sehr) 

Die Umfrageergebnisse zur Frage, wie wohl 
sich Personen fühlen, offen über ihre Ge-
schlechtsidentität zu sprechen, zeigen ebenfalls 
Unterschiede zwischen familiärem, freundschaft-
lichem und beruflichem Umfeld. 

Im familiären Umfeld geben 7,8% der Befrag-
ten an, sich „überhaupt nicht“ wohl zu fühlen, 
und 13,6% fühlen sich „eher nicht“ wohl. 11,7% 
empfinden „etwas“ Wohlbefinden, während sich 
21,4% „ziemlich“ wohl fühlen. Mit 45,6% fühlt 
sich fast die Hälfte der Befragten „sehr“ wohl, of-
fen über ihre Geschlechtsidentität zu sprechen. 

Im freundschaftlichen Umfeld ist das Bild noch 
stärker ausgeprägt: Lediglich 0,9 % der Befragten 
fühlen sich „überhaupt nicht“ wohl, und 2,8% ge-
ben an, sich „eher nicht“ wohlzufühlen. 5,7% füh-
len sich „etwas“, und 17% fühlen sich „ziemlich“ 
wohl. Die überwältigende Mehrheit von 73,6% 
fühlt sich sehr wohl, offen über ihre Geschlechts-
identität im Freundeskreis zu sprechen. 

Im beruflichen Umfeld zeigt sich erneut ein ge-
mischtes Bild. 10,4 % der Befragten fühlen sich 
„überhaupt nicht“ wohl, und 19,8% fühlen sich 
„eher nicht“ wohl. 15,6% fühlen sich „etwas“ 
wohl, während 11,5% angeben, sich „ziemlich“ 
wohlzufühlen. Mit 42,7% gibt jedoch der größte 
Anteil an sich „sehr“ wohlzufühlen, offen über die 
Geschlechtsidentität im Arbeitskontext zu spre-
chen. 

Die Ergebnisse verdeutlichen, dass die Befrag-
ten sich im freundschaftlichen Umfeld deutlich 
wohler fühlen als im familiären oder beruflichen 
Umfeld. Während das familiäre Umfeld ebenfalls 
überwiegend positiv bewertet wird, weist das be-
rufliche Umfeld eine größere Verteilung in den 
mittleren und unteren Stufen des Wohlbefindens 
auf. 

Sicherheit auf Pride Parades 

Das Sicherheitsempfinden auf Pride Parades 
speist sich aus verschiedenen Faktoren, wie zum 
Beispiel der Frage nach dem Wohlbefinden der 
Teilnehmenden auf der Veranstaltung. Diese 
wurde von der großen Mehrheit als angenehm 
und unterstützend wahrgenommen wurde, da 
sich 97,3 % der Befragten wohl oder sehr wohl 
fühlen. 

Abb. 16 : Antworten auf die Frage „Wie wohl fühlen Sie 

sich auf dieser Veranstaltung” (1 = überhaupt nicht; 5 = 

sehr) 

Wie wir auch herausgefunden haben (siehe 
unten), sind insbesondere Trans*-Personen häu-
fig unsicher in öffentlichen Kontexten. Wie gelang 
es dem Marburger CSD ein solch hohes Gefühl 
der Sicherheit für alle herzustellen? In den quali-
tativen Befragungen traten diesbezüglich zwei 
Aspekte in den Vordergrund. Einerseits sehen die 
Veranstalter*innen einen Zusammenhang mit 
der politischen Ausrichtung des Marburger CSDs. 
In der Zitation einer Teilnehmerin am CSD traf 
ein*e befragte*r Organisator*in beispielsweise 
folgende Aussage: 
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„Ich weiß von (...) einer Person, die hat 
Marburg gehört und war so: »Woah, Mar-
burg, da gibt’s so nen richtig guten CSD!« 
(...) Und ich glaube, Leute sind auch bereit, 
wenn sie sich auf dem CSD wohlfühlen, 
weit dafür zu reisen. Und es gibt zwar rela-
tiv viele Party-CSDs oder so größere CSDs, 
aber nicht so viele politische CSDs. Und ich 
glaube, dass das dann so eine Kombination 
einfach ist: »Das ist politisch okay, die ha-
ben (mich) schon im Motto auf dem 
Schirm, die verwenden inklusive Sprache. 
Also ich muss einfach nicht automatisch 
damit rechnen, was auch bei CSDs leider 
mitunter der Fall ist, dass ich Transfeind-
lichkeit erlebe, wenn ich da bin«.” 

Andererseits wurde in den Interviews auch 
vermehrt der Ausschluss der Polizei als Faktor für 
das Wohlbefinden der Teilnehmer*innen, die 
trans* sind, angeführt.  

„Also weil wir ja auch 30 bis 40% nicht Cis-
Personen auf dem CSD hatten und halt lei-
der gerade Trans*-Personen immer wieder 
Transfeindlichkeit durch die Polizei erle-
ben. Und das macht natürlich was, wenn 
ich weiß, (...), die bekommen hier keinen 
Raum und sie sind auch gar nicht so will-
kommen. Und wenn da jetzt irgendwas ist, 
habe ich vielleicht eher das Gefühl, dass ich 
mich an die Ordner*innen oder an die A-
wareness wenden kann, weil (...) diese 
Grundproblematik bewusst ist.” 

Die Ergebnisse zur Frage, wie sicher sich die 
Teilnehmenden auf dem Weg zum CSD fühlten, 
zeigen, dass die Mehrheit auch auf dem Hinweg 
ein hohes Maß an Sicherheit wahrnahm. 6,3% der 
Befragten fühlten sich „eher nicht“ sicher, wäh-
rend 15,2% angaben, sich „etwas“ sicher zu füh-
len. 78,5 % empfanden hingegen ein „ziemlich“ 
oder „sehr“ großes Sicherheitsgefühl.  

Auch die Anwesenheit von Personen, die nicht 
Teil der LGBTQIA+ Community sind, könnte sich 
auf das Sicherheitsgefühl auswirken, Gegenüber 
deren Partizipation zeigen die meisten Befragten 
jedoch eine positive Haltung. 52,4% der Teilneh-
menden bewerten die Anwesenheit von Nicht-
LGBTQIA+ Personen auf dem CSD als „sehr“ gut 
und 47,6,% gaben an, dass sie die Anwesenheit 

dieser Personen „etwas“ oder „ziemlich“ gut fin-
den.  

Die Umfrageergebnisse zur Frage, wie sehr 
sich die Teilnehmenden auf dem CSD komplett si-
cher fühlen, zeigen eine überwiegend positive 
Wahrnehmung der Sicherheit. 2,7% der Befrag-
ten stimmen der Aussage „eher nicht“ zu, wäh-
rend 5,4% angeben, sich „etwas“ sicher zu fühlen. 
46,9% der Teilnehmenden fühlen sich „ziemlich“ 
sicher, und 45,1% empfinden die Sicherheit als 
„sehr“ hoch. Insgesamt zeigt sich, dass nahezu 
alle Teilnehmenden ein hohes Maß an Sicherheit 
auf dem CSD wahrnehmen, mit 92% der Befrag-
ten, die sich ziemlich oder sehr sicher fühlen. 

An dieser Stelle ist erneut auf die Wahrneh-
mung der interviewten Organisator*innen hinzu-
weisen, die einen Zusammenhang zwischen dem 
Befinden der Teilnehmer*innen, die zu 27,1% an-
gegeben haben, nicht-Cis zu sein, und dem Aus-
schluss der Polizei sehen.  

Die Umfrageergebnisse zur Frage, ob die Teil-
nehmenden auf einem CSD jemals Anfeindungen 
oder Diskriminierung beobachtet oder selbst er-
fahren haben, zeigen ein gemischtes Bild. 20,8% 
der Befragten geben an, dass sie überhaupt keine 
solchen Erfahrungen gemacht haben. 18,9% stim-
men der Aussage „eher nicht“ zu, während 10,4% 
angeben, „etwas“ Diskriminierung oder Anfein-
dungen beobachtet oder erlebt zu haben. 13,2% 
der Teilnehmenden empfinden die Aussage als 
„ziemlich“ zutreffend, und 36,8 % stimmen ihr 
„sehr“ zu. 

Insgesamt lässt sich sagen, dass mehr als die 
Hälfte der Befragten (58,3%) entweder keine 
oder nur geringe Erfahrungen mit Anfeindungen 
oder Diskriminierung auf dem CSD gemacht ha-
ben, während ein erheblicher Anteil (42,1%) diese 
Erfahrungen in unterschiedlichem Maße gemacht 
hat. 
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Die Umfrageergebnisse zur Frage, ob polizeili-
che Präsenz auf dem CSD ein Gefühl von Sicher-
heit gibt, zeigen eine gemischte Reaktion. 17,8% 
der Befragten geben etwa an, dass sie überhaupt 
kein Sicherheitsgefühl durch die Polizeipräsenz 
haben, während 13,1% sich durch die polizeiliche 
Präsenz „sehr“ sicher fühlten. Etwa 40 % der Teil-
nehmenden verspüren eher wenig bis gar kein Si-
cherheitsgefühl durch die Polizei auf dem CSD, 
während rund 45 % eine moderate bis hohe posi-
tive Wirkung wahrnehmen. 

Abb. 17 : Antworten auf die Aussage „Polizeiliche Prä-

senz auf dem CSD gibt mir ein Gefühl von Sicherheit.” 

(1 = überhaupt nicht; 5 = sehr) 

Das Veranstaltungsteam des Marburger CSDs 
einen klaren Zusammenhang des fehlenden Si-
cherheitsgefühls durch polizeiliche Präsenz und 
der Geschlechtsidentität und der Sexualität der 
Teilnehmer*innen. So meint ein*e Organisa-
tor*in beispielsweise: 

„Wir laden die Polizei nicht ein, (...) Teil des 
CSDs zu sein. Einfach um auch noch mal 
deutlich zu machen, (...) gerade queere 
Menschen, die sich nicht sicher fühlen, 
wenn die Polizei vor Ort ist, sind total will-
kommen.”   

Die Korrelation zwischen dem Sicherheitsge-
fühl und der Zugehörigkeit zur queeren Commu-
nity konnte auch in den quantitativen Daten er-
kannt werden und wird im nachfolgenden Kapitel 
näher beleuchtet.  

Ein Blick auf die aktuelle Politik und Gesetze in 
Deutschland zum Schutz der Rechte von 

LGBTQIA+ Menschen führt bei den Befragten zu 
überwiegend kritischen Antworten. 15,4% der 
Teilnehmenden sind der Meinung, dass die 
Rechte der LGBTQIA+ Community „überhaupt 
nicht” geschützt werden, während 41,4% ange-
ben, dass dies „eher nicht“ der Fall ist. Nur 1,9% 
der Befragten stimmen der Aussage „sehr“ zu, 
dass die aktuellen Gesetze ausreichend Schutz 
bieten. Die Mehrheit der Teilnehmenden (57,7%) 
ist der Ansicht, dass die politischen Maßnahmen 
in Deutschland die Rechte von LGBTQIA+ Men-
schen nicht ausreichend schützen. 

Diese Ergebnisse spiegeln auch die qualitativ 
erhobenen Daten wider. Eine der interviewten 
Personen fasst die gesellschaftliche Lage wie folgt 
zusammen: 

„Alle reden über uns, aber wir genießen 
absolut nicht annähernd den strukturellen 
gesellschaftlichen Schutz, den wir bräuch-
ten. (...) Sichtbarkeit ohne Sicherheit.” 

Dabei geht es vor allem um den fehlenden Schutz 
von Trans*-Personen: 

„Was sich allerdings leider getan hat, ist, 
dass es (...)  gleichzeitig diesen transfeind-
lichen Backlash gab, insbesondere in der 
westlichen Welt. (...) wie gesagt, Homose-
xuelle haben als Feindbild nicht mehr funk-
tioniert, die waren schon längst im Bürger-
tum angekommen. Und dieser Backlash, 
gepaart mit der Sichtbarkeit, war absolut 
tödlich in den letzten 10 Jahren. Also das 
ist, was zu einem kompletten Decline (...) 
unsere(r) Sicherheit und (...) unsere(r) poli-
tische(n) Agency (geführt hat.)” 

Demografische Daten 

Die Teilnehmenden wurden überwiegend zwi-
schen 1997 und 1999 geboren, wobei der Median 
bei 1999 lag. Der Modalwert, also das häufigste 
Geburtsjahr, war 2002. Die älteste befragte Per-
son wurde 1966 geboren. Diese Ergebnisse spie-
geln eine vorwiegend junge Altersgruppe der Be-
fragten wider. 

Mehr als die Hälfte der Befragten (55,24%) 
lebt in Orten mit 20.000 bis 100.000 Einwoh-
ner*innen. Kleinere Orte zwischen 1.000 und 
5.000 Einwohnerinnen machten 15,24% aus, 
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während 8,57% der Befragten aus größeren Städ-
ten mit über 250.000 Einwohner*innen leben. 
Diese Verteilung zeigt eine hohe Konzentration 
von Teilnehmenden aus mittelgroßen Städten. 

Das Einkommen der Befragten variiert: 
34,65% verdienen zwischen 500 und 1.000 Euro, 
während 17,82% ein Einkommen von 2.000 bis 
3.000 Euro angeben. Weniger als 500 Euro verdie-
nen 14,85% und lediglich 0,99 % erzielen ein Ein-
kommen von über 4.000 Euro. Die Ergebnisse ver-
deutlichen eine finanzielle Bandbreite, mit einem 
Schwerpunkt im unteren bis mittleren Einkom-
menssegment. 

Die überwiegende Mehrheit der Befragten (83 
%) gab an, vollständig in Deutschland aufgewach-
sen zu sein. Einzelne Teilnehmer*innen (3,57%) 
wuchsen zum Teil in Deutschland, zum Teil im 
Ausland (Frankreich, Tschechien, USA) auf. 5,36% 
der Befragten gaben an, vollständig im Ausland 
(Ukraine, Spanien, Italien, England) aufgewach-
sen zu sein. Hierbei muss einschränkend wieder-
holt werden, dass der Fragebogen nur auf 
Deutsch vorlag und mehrere Menschen deshalb 
nicht teilnahmen. 

Knapp ein Viertel der Befragten ist in kleinen 
Landgemeinden mit 1.000 bis 5.000 Einwoh-
ner*innen aufgewachsen, während je weitere 
20,72% ihre Kindheit in Kleinstädten (5.000 – 
20.000 Einwohner*innen) oder Mittelstädten 
(20.000 - 100.000 Einwohner*innen) verbrach-
ten. Größere Großstädte mit über 300.000 Ein-
wohner*innen stellten nur 9,91% dar. Diese Er-
gebnisse zeigen eine starke Verankerung im länd-
lichen und mittelstädtischen Bereich. 

Auf die Frage nach der Herkunft der Eltern ga-
ben 82,73% der Befragten an, dass beide Eltern-
teile in Deutschland (BRD und DDR) geboren wur-
den. 10% gaben an, dass ein Elternteil in Deutsch-
land und ein Elternteil im Ausland geboren wur-
den. Die Elternteile von weiteren 6,36% Teilneh-
menden an der Umfrage wurden beide im Aus-
land geboren. 

Die Mehrheit der Befragten gab an, derzeit 
entweder Student*in (36,6%) oder Schüler*in 
(13,4%) zu sein. Ein Drittel gab an, Arbeitneh-
mer*in zu sein. 11,6% ordneten ihre Beschäfti-
gung unter „Sonstiges“ ein. Die Mehrheit jener ist 

aktuell als Auszubildende*r (53,85%) beschäftigt, 
weitere 15,38%  leisten jeweils einen Freiwilligen-
dienst ab oder sind verbeamtet. 

Die Mehrheit der Befragten verfügt über einen 
hohen Bildungsgrad: 50% haben die Fachhoch-
schulreife (Abitur) erlangt, und weitere 27,3% be-
reits ein Studium abgeschlossen. Lediglich 
14,54% haben einen Realschulabschluss ge-
macht. Unter 5% der Befragten verfügten über ei-
nen Hauptschulabschluss oder keinen Abschluss. 
3,6% haben eine Promotion abgeschlossen. 

Korrelationen 

Einige demographische Eigenschaften der Teil-
nehmenden hängen linear mit anderen Faktoren 
zusammen. Die Analyse der Daten zeigt beispiels-
weise, dass sowohl Einwohner*innenzahl des ei-
genen aktuellen Wohnortes als auch politische 
Aktivität positiv mit der Anzahl an Demonstrati-
onsteilnahmen korrelieren. Das bedeutet zum ei-
nen: je politisch aktiver die Menschen, bezie-
hungsweise je häufiger sie sich an Aktionen wie 
Petitionen, Streiks oder Boykotts beteiligen, 
desto öfter nehmen sie auch an Demonstrationen 
teil. Tendenziell häufigere Demonstrationsteil-
nahmen ergeben sich ebenfalls als Folge von hö-
herer Einwohner*innenzahl des aktuellen Woh-
nortes. Dies könnte dadurch zu erklären sein, 
dass in größeren Städten schlichtweg ein größe-
res Angebot an Demonstrationen herrscht, was 
den Zugang erleichtert. Darüber hinaus könnte 
hierbei die Vorstellung eine Rolle spielen, dass 
Menschen in größeren Städten im Durchschnitt 
stärker politisiert sind und sich in der Folge auch 
stärker politisch und aktivistisch beteiligen. Ein 
signifikanter Zusammenhang zwischen Einwoh-
ner*innenzahl und politischer Aktivität, welcher 
diese These unterstützen würde, konnte in der 
vorliegenden Stichprobe allerdings nicht gefun-
den werden. Auch die Untersuchung der Einwoh-
ner*innenzahl als Mediatorvariable in dem ge-
nannten Zusammenhang erwies sich nicht als sig-
nifikant. Die Einwohner*innenzahl spielt in dieser 
Untersuchung also keine kritische Rolle für die 
Ausprägung der politischen Aktivität. Dies deutet 
darauf hin, dass vor allem politische Aktivität ei-
nen direkten Effekt auf die Anzahl an Demonstra-
tionsteilnahmen hat. 
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Einwohner*innenzahl und die Häufigkeit der 
Beteiligung an politischen/aktivistischen Aktivitä-
ten erweisen sich auch in anderen Kontexten als 
sinnvolle Prädiktoren. So liegen positive lineare 
Zusammenhänge zwischen den beschriebenen 
Variablen und der Auffassung vor, dass „wenn 
sich Bürger*innen zusammenschließen“ sie „viel 
Einfluss auf politische Entscheidungen in diesem 
Land nehmen“ können. Auch das Einkommen 
korreliert in diesem Fall positiv. Die Ergebnisse 
verdeutlichen: wer sich politisch bzw. aktivistisch 
viel engagiert, vertritt im Durchschnitt auch eher 
die Meinung, dass kollektives Engagement zumin-
dest auf nationaler Ebene Auswirkungen haben 
kann. Gleiches gilt bei höherem Einkommen und 
höherer Einwohner*innenzahl des Wohnortes. 
Bei den Aussagen „wenn sich Menschen aus ver-
schiedenen Ländern zusammenschließen, kön-
nen sie viel Einfluss auf die internationale Politik 

nehmen“ und „mit meinem Engagement kann ich 
die Politik in diesem Land beeinflussen“ stellen 
sich diese Effekte jedoch nicht ein.  

Weiterhin zeigen sich sowohl zwischen Ein-
wohner*innenzahl des Wohnortes als auch zwi-
schen politischer/aktivistischer Beteiligung nega-
tive lineare Zusammenhänge mit der Zustimmung 
zur Aussage „Polizeiliche Präsenz auf dem CSD 
gibt mir ein Gefühl von Sicherheit“. Je höher bzw. 
ausgeprägter die beiden Variablen sind, desto 
weniger wird der Aussage zugestimmt. Die Be-
obachtung wird unterstützt durch einen weite-
ren, negativen, linearen Zusammenhang zwi-
schen politischer Aktivität und Vertrauen in die 
Polizei. Sowohl das Sicherheitsgefühl durch die 
Anwesenheit der Polizei als auch das generelle 
Vertrauen in diese ist bei höherer politischer Par-
tizipation gesenkt.
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Die politische Partizipation weist ebenfalls ei-
nen negativen linearen Zusammenhang mit der 
Zustimmung zur Aussage „Ich gehe lieber auf 
große CSDs“ auf. Je mehr sich die Menschen in 
der vorliegenden Stichprobe also politisch/akti-
vistisch beteiligen, desto weniger spielt die Größe 
der Veranstaltung eine Rolle für deren 

Beteiligung an dieser. Gleichzeitig existiert ein 
deutlicher positiver Zusammenhang zwischen 
dieser Aussage und dem Item „Ich persönlich 
gehe vor allem zum Feiern auf den CSD“. Wer vor 
allem den Party-Faktor am CSD schätzt, scheint 
also große CSDs vorzuziehen. 

Gefühlte Unsicherheit: „Queerness“ 
als Faktor 

Besonders interessant sind die Ergebnisse in Be-
zug auf Gruppenunterschiede zwischen denjeni-
gen Menschen, die sich mit der queeren Commu-
nity identifizieren und denen, die dies nicht tun 
oder sich diesbezüglich unsicher sind. Die zu-
grunde liegende Frage lautet: „Sehen Sie sich als 
Teil der queeren Community?“. Für den Vergleich 
wurden die Personen, die „ja“ geantwortet ha-
ben, mit denen verglichen, die „nein“ oder „unsi-
cher“ antworteten. 

Auf die Frage „Inwiefern identifizieren Sie sich 
mit den anderen Personen auf der Demonstra-
tion?“ reagierten Menschen, die sich mit der 
queeren Community identifizieren, im Durch-
schnitt mit signifikant höherer Zustimmung. Die 
Anwesenheit von nicht LGBTQIA+-Personen auf 
der Demonstration wird im Mittel gesehen zwar 
begrüßt, jedoch signifikant weniger als von Men-
schen, die sich nicht als Teil der queeren Commu-
nity sehen. 

Auch das Sicherheitsgefühl wies Unterschiede 
zwischen den beiden Gruppen auf. Während die 

durchschnittliche Antwort auf die Frage „Wie si-
cher fühlten Sie sich auf dem Weg zum CSD?“ bei 
Menschen mit Identifikationsgefühl bei 4,05 liegt, 
ist dieser Wert bei den anderen bei 4,58 angesie-
delt (4 = stimme zu; 5= stimme vollkommen zu). 
Der statistisch signifikante Unterschied zeigt 
ebenfalls, dass sich Menschen, die sich nicht mit 
der queeren Community identifizieren, sicherer 
fühlen. Bei weiteren Items sind ähnliche Ergeb-
nisse zu finden. Auch auf die Aussagen „Ich fühle 
mich auf dem CSD komplett sicher“ und „die ak-
tuelle Politik und Gesetze in Deutschland schüt-
zen die Rechte von LGBTQIA+ Menschen in 
Deutschland angemessen“ antworten Menschen 
die sich mit der queeren Community identifizie-
ren mit signifikant weniger Zustimmung als dieje-
nigen die sich nicht mit der Community identifi-
zieren oder sich diesbezüglich unsicher sind. 

Unterschiedliche Antworten wurden außer-
dem dazu gegeben, ob sich die Teilnehmenden in 
unterschiedlichen Kontexten wohlfühlen, über 
ihre Geschlechtsidentität zu sprechen. Signifi-
kante Gruppenunterschiede ergeben sich hierbei 
sowohl in Bezug auf den familiären als auch auf 
den beruflichen Kontext, nicht jedoch im freund-
schaftlichen. Diejenigen Teilnehmenden die 
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angaben sich nicht mit der queeren Community 
zu identifizieren oder unsicher zu sein weisen hier 
eine klare Tendenz auf sich in den genannten 
Kontexten wohler damit zu fühlen, über ihre Ge-
schlechtsidentität zu sprechen als das bei den 
Personen der queeren Community der Fall ist. 

Fazit und Ausblick  

Der CSD 2024 in Marburg hatte viel zu bieten – 
viele Menschen, viel Diversität, viel Politisierung. 
Dies spiegelte sich nicht nur auf den ersten Blick 
auf der Straße wider, sondern auch in den Umfra-
geergebnissen mit Teilnehmenden und Gesprä-
chen mit den Organisator*innen. Im Gegensatz zu 
vielen anderen CSDs in Deutschland und im Aus-
land, die sich zunehmend kommerzialisieren und 
bei denen große Unternehmen sowie politische 
Parteien zunehmend Raum einnehmen, zeichnet 
sich der Marburger CSD durch eine konsequente 
politische Ausrichtung aus. Diese umfasste Ver-
bote der Auftritte politischer Parteien, Staaten-
fahnen und Unternehmen, ein spezifisches Motto 
zur Visibilisierung, Anerkennung und Rechten von 
Trans*-Personen von Seiten der Organisation, 
also Elemente, die auch den Einstellungen der 
meisten Teilnehmenden entsprachen. Die hohe 
Beteiligung von queeren und Trans*-Personen, 
die explizit formulierte Ablehnung polizeilicher 
Präsenz und die kritische Auseinandersetzung mit 
gesellschaftlichen Machtverhältnissen heben ihn 
als stark politisierten, queer*-feministischen 
Raum hervor.   

Wir wollten herausarbeiten was die Teilneh-
menden auszeichnet und bewegt und ob und wie 
sich der Marburger CSD von anderen queeren 
Veranstaltungen unterscheidet. Die Ergebnisse 
zeigen, dass sich der Marburger CSD dezidiert po-
litisch ausrichtet. Dies steht im Kontrast zu ande-
ren deutschen CSDs, bei denen sich häufig politi-
scher Protest und kommerzielle Party vermischt. 
Während sich in großen Städten wie Berlin oder 
Frankfurt zunehmend alternative, politisierte 
CSDs als Gegenveranstaltungen zu kommerziali-
sierten Prides formieren, stellt der Marburger 
CSD eine Besonderheit dar: Hier ist die politisierte 
Demonstration die Hauptveranstaltung.   

Ein weiteres bemerkenswertes Ergebnis unse-
rer Untersuchung ist die außergewöhnlich hohe 

Beteiligung von nicht cis-geschlechtlichen Perso-
nen auf dem Marburger CSD. Entgegen den Er-
gebnissen von Peterson et al. (2018), die für viele 
europäische Pride-Veranstaltungen eine stärkere 
cis-männliche Dominanz feststellen, zeigte sich in 
Marburg eine deutlich diversere Geschlechter-
verteilung. Dies kann mit der spezifisch queer*-
feministischen Ausrichtung der Veranstaltung 
und der bewussten Inklusion von trans* und 
nicht-binären Perspektiven und Personen zusam-
menhängen.   

Die Untersuchung macht zudem deutlich, dass 
Sichtbarkeit nicht automatisch mit Sicherheit ein-
hergeht. Während die Demonstration für viele als 
ein geschützter Raum der Gemeinschaft wahrge-
nommen wurde, blieb das Sicherheitsgefühl am-
bivalent, insbesondere unter nicht cis-geschlecht-
lichen Personen und insbesondere in Bezug auf 
die Präsenz der Polizei. Unsere Ergebnisse legen 
nahe, dass viele queere und insbesondere 
Trans*-Personen die Polizei nicht als Schutz-
instanz, sondern als potenzielle Bedrohung wahr-
nehmen. Diese Erkenntnisse spiegeln sowohl his-
torische als auch aktuelle Erfahrungen der quee-
ren Community im gewaltvollen Kontakt mit der 
Polizei wider – sei es durch direkte Konfrontatio-
nen oder durch das Unterlassen polizeilichen 
Schutzes bei Angriffen durch Dritte. Dies wirft 
weiterführende Fragen zur Sicherheit queerer 
Menschen im öffentlichen Raum auf und macht 
deutlich, dass bestehende Sicherheitskonzepte 
überdacht werden müssen. Gleichzeitig lässt sich 
hieraus der Bedarf zur tiefgehenden Auseinan-
dersetzung mit der Beziehung zwischen Polizei 
und LGBTQIA+ Community ableiten. 

Diese Erkenntnisse machen außerdem deut-
lich, dass weiterer Forschungsbedarf besteht. Zu-
nächst sollten weitere CSDs in Deutschland unter-
sucht werden, um Vergleiche zwischen verschie-
denen Pride-Paraden und deren inhaltlichen Aus-
richtungen zu ermöglichen. Die vorliegende Un-
tersuchung legt nahe, dass der Marburger CSD als 
überdurchschnittlich politisch wahrgenommen 
wird. Zukünftige Studien könnten diese Einschät-
zung überprüfen und mit Veranstaltungen in an-
deren Städten abgleichen. Besonders relevant ist 
die Frage, ob es strukturelle Unterschiede zwi-
schen CSDs in Großstädten und kleineren Städten 
gibt und inwiefern intersektionale Perspektiven 
in der Organisation und Durchführung der 
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Veranstaltungen berücksichtigt werden. Auch 
wenn diese Studie bereits versucht hat, durch 
Fragen zu Herkunftsorten, Einwohner*innenzah-
len und lokalen CSD-Veranstaltungen Rück-
schlüsse auf Stadt-Land-Unterschiede zu ziehen, 
konnten keine eindeutigen Ergebnisse gewonnen 
werden, weil konkrete Vergleichswerte fehlen. 
Eine gezielte Untersuchung von CSDs in unter-
schiedlich großen bzw. kleinen Städten könnte 
hierzu weitere Erkenntnisse liefern. 

Abschließend lässt sich festhalten, dass mit 
der vorliegenden Untersuchung ein erster Beitrag 
in der Erforschung deutscher Pride Parades 

geleistet wurde. Es konnte gezeigt werden, dass 
es sich bei dem CSD24 in Marburg um einen stark 
politisierten Christopher Street Day handelt, mit 
einem deutlichen Fokus auf Inklusion und Diver-
sität sowie einem äußerst polizeikritischen Cha-
rakter. Der CSD Marburg zeigt eindrücklich, dass 
queere Demonstrationen nicht nur Räume der 
Sichtbarkeit, sondern auch des politischen Wider-
stands sind. Gerade in einer Zeit, in der Angriffe 
auf queere Menschen und ihre Rechte zuneh-
men, bleibt die Auseinandersetzung mit diesen 
Themen von zentraler gesellschaftlicher Bedeu-
tung.
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